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Einleitung. 


Bu denjenigen allgemeinen Fragen, welche durchaus nur eine, den 
Verhältniſſen des beſonderen Falles entſprechende, d. h. alſo relative 
Antwort vertragen, gehört die nach dem Beruf der Staatsgewalt 
auf wirthſchaftlichem Gebiet. Einige Forſcher haben freilich geglaubt, 
auch hier abſolute Theorieen aufſtellen zu können. Allein dieſelben 
laufen einander ſchnurſtracks entgegen, und ſchon daraus ergiebt ſich 
ihre Unhaltbarkeit und ihre praktiſche Unausführbarkeit. 

Es iſt ebenſo falſch, dem Staate jeden Beruf abzuſprechen, 
ſeinen Angehörigen die Befriedigung ihrer berechtigten Bedürfniſſe 
auf wirthſchaftlichem Gebiet ſelbſtſtändig darzubieten, als andrer⸗ 
ſeits für ihn Monopole zu beanſpruchen, oder ihn als Concurrenten 
jo hinzuſtellen, daß dadurch die ſchaffende Kraft und Unterneh- 
mungsluſt des Individuums gehemmt oder gar völlig lahmgelegt wird. 

Wenn wir nun die Frage aufwerfen, woran denn die beſon— 
deren Fälle zu erkennen ſind, in welchen die Staatsgewalt ſelbſt 
(gleichviel ob für eigene Rechnung oder durch delegirten Betrieb) die 
Befriedigung der Wirthſchaftsbedürfniſſe der Staatsangehörigen 
übernehmen muß, ſo ergeben ſich drei Kriterien dafür; nämlich 
entweder: 

1. Das Nicht⸗Können, oder 

2. das Nicht⸗Sollen, oder endlich 

3. das Nicht-Wollen 
der Privaten. 
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Die Staatsgewalt hat alſo immer erſt in zweiter Linie ein— 
zutreten; daraus ergiebt ſich, daß ſie überhaupt zurückzutreten hat, 
ſobald der Nachweis geführt wird, daß das im concreten Fall 
Maßgebende reſp. maßgebend Geweſene unter den drei Kriterien 
nicht oder nicht mehr vorhanden iſt. In welchen Formen dies 
geſchieht, iſt für die Sache ſelbſt von keinem Belang. Ebenſowenig 
kann a priori einem Theil das onus probandi übertragen werden. 
In der Regel wird es derjenige übernehmen müſſen, der eine Ver— 
änderung des beſtehenden Zuſtandes herbeizuführen für nöthig erachtet. 
So hatte z. B. die Preußiſche Regierung die Pflicht, dem Land— 
tage die Gründe auseinanderzuſetzen, welche ihr die Uebernahme 
von Privateiſenbahnen in Staatsbetrieb als im öffentlichen Intereſſe 
nothwendig erſcheinen ließen. Ob dieſe Gründe wirklich ſachlich 
durchſchlagend waren, iſt eine andere Frage und hier nicht der Ort 
ſie zu prüfen. 

Bevor wir nun auf jene Kriterien näher eingehen, iſt es 
erforderlich, auf den Unterſchied in der Privat-Wirthſchaft hinzu⸗ 
weiſen, welcher zwiſchen der Einzel- und der in der Form von Ge— 
noſſenſchaften, Gegenſeitigkeits- Vereinen, Actien-Geſellſchaften mit 
reinem oder gemiſchtem Princip, oder Actien-Commanditgeſellſchaften 
erſcheinenden Gemein-Wirthſchaft beſteht. 

Dieſer liegt nämlich lediglich in dem bei dem Einzelnen, 
oder vielmehr bei der die Generation durch Erbgang mit Rechten 
und Pflichten verbindenden Familie, als dem volkswirthſchaftlichen 
Atom vorhandenen Mangel der zur Durchführung einer Unter— 
nehmung erforderlichen Mittel, — materieller wie ideeller, aber niemals 
in dem Gegenſtande der Unternehmung ſelbſt. 

Daher iſt auch das Verſicherungsweſen an ſich des Betriebes 
durch Einzelne wohl fähig, wofür der thatſächliche Beweis durch die 
Geſchichte der Seetransportverſicherung in England geführt wird. 
Jahrhunderte lang betrieben einzelne underwriters dieſelbe allein, bis 
ſich ſeit 1720 allmälig Geſellſchaften für dieſen Gejchäftszweig 
bildeten, als eben die zum Betriebe deſſelben nöthigen Mittel das 
Vermögen einzelner Unternehmer überſtiegen. 

Man hat wohl geſagt, daß der Grund, warum das Ver— 
ſicherungsweſen nur von Geſellſchaften betrieben werden könne, 
darin liege, daß daſſelbe Einrichtungen erheiſche, welche die Lebens— 


— 
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dauer eines einzelnen Mannes überſchritten. Allein man hat dabei 
überſehen, daß, wenn aus dieſem Grunde der Betrieb von Ver— 
ſicherungsgeſchäften dem Einzelnen unterſagt würde, hierin die 
Conſequenz läge, das Privatgrundeigenthum und das Individual- 
eigenthum an Kapital überhaupt zu negiren. 

Dieſe private Gemeinwirthſchaft bildet das Uebergangsglied 
von der Einzel- zu der Staats-Wirthſchaft, unter welcher wir 
hier auch provincielle, communale und ſtändiſche Gemeinwirthſchaften 
mit begriffen wiſſen wollen — ein Uebergangs- oder Vermittlungs⸗ 
glied deßhalb, weil an ihrer Organiſation öffentliche Intereſſen 
haften, und ihr deshalb gewiſſe Formen für ihre Verfaſſung und 
Verwaltung vorgeſchrieben find, welche der privaten Einzelwirth— 
ſchaft gegenüber außer Betracht bleiben. — 

Wir bezeichneten als erſtes Kriterium für den Eintritt der 
Staatsgewalt in wirthſchaftliche Functionen das Nicht-Können 
der Privaten. 

Damit iſt nicht allein ein Mangel an finanziellen Mitteln 
gemeint; man ſollte zwar glauben, daß in unſerer Zeit bei der 
leichten Vereinigung ſelbſt der ungeheuerſten Geldſummen kein 
Unternehmen ſo rieſig ſein könnte, als daß Privatmittel dazu nicht 
ausreichen ſollten. Indeſſen hat die Erfahrung gelehrt, daß nicht 
allein bei der Entwerfung des Planes die Koſten oft unzureichend ver— 
anſchlagt waren, ſondern daß auch ſorgfältig erwogene Unterneh— 
mungen in Folge des Eintritts nicht vorher zu ſehender Umſtände 
ins Stocken geriethen und gänzlich zu zerfallen drohten, wenn ſie 
nicht vom Staat übernommen würden. Mehrere Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen (Pommerſche Centralbahn, Berliner Sa, ſind 
redende Beiſpiele davon. 

Aber das Nicht-Können der Privaten liegt auch zuweilen 
in ganz andern Verhältniſſen. Wenn ſich nämlich das Unter- 
nehmen auf dem Grenzgebiet zwiſchen Privat-Rechten und den 
Hoheits⸗Rechten des Staates bewegt, ſo daß ein beiderſeitiges 
Ueber- und Ineinandergreifen ſtattfindet, ſo wird dasſelbe nicht von 
Privaten übernommen werden dürfen, weil dieſe Hoheits-Rechte 
ihrer Natur nach nicht an Private delegirt werden können. Wo 
es alſo das Unternehmen an ſich erfordert, daß ſolche Hoheitsrechte 
geltend gemacht und Privat-Rechte auf Grund ihrer beſchränkt 
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werden, da iſt es eben eine notwendige Conſequenz, daß auch das 
Unternehmen ſelbſt nur in die Hände des Staats gelegt werden 
kann, bezw. in denſelben liegen bleiben muß. Dies iſt z. B. der 
Fall, wenn mit demſelben die Regulirung öffentlicher Waſſerſtraßen 
und Waſſerkräfte verknüpft ift. *) 

Im ſpeciellen Fall kann es theoretiſch zweifelhaft ſein, ob 
man ſich dabei mehr auf dem Gebiet des Nicht-Könnens oder des 
Nicht⸗Sollens bewegt, denn da es ſich bei dieſem zweiten Kriterium 
um die dem Staat vorbehaltenen Regalien handelt, ſo greifen beide 
Kriterien jo ineinander, daß ihre Trennung kaum moglich iſt. 
Praktiſch kommt auch wenig darauf an, denn an ſich würde meiſtens, 
vielleicht ſogar ausnahmslos einem Privatbetrieb, ſei dieſer einzel— 
oder gemeinwirthſchaftlich, nichts im Wege ſtehen, wie dies ja auch 
an ſich die Geſchichte aller Regalien beweiſt, welche ja doch nicht von 
Anfang an ſolche geweſen, ſondern erſt im Laufe ihrer Entwicklung 
dazu geworden find, wobei ſich dann als rechtliche Conſequenz die 
Entſchädigung der früheren Betriebsunternehmer ergeben hat. Dieſe 
Conſequenz muß auch eintreten, wenn der Staat neuerdings für 
ein Regal erklären, und in alleinigen, monopoliſirten Betrieb über— 
nehmen würde, was bisher der Privatwirthſchaft, gleichviel ob die— 
ſelbe in der Form des einzel- oder des gemeinwirthſchaftlichen 
Betriebes aufgetreten iſt, überlafjen war. 

Das dritte Kriterium endlich, das des Nicht-Wollens, hat 
zur Vorausſetzung die zu Tage liegende oder gefürchtete zeit— 
liche oder dauernde Unrentabilität eines Unternehmens, deſſen 
Ausführung an ſich im öffentlichen Intereſſe liegt. Zahlreiche 
Eiſenbahnbauten ſind ein Belag dafür. Ein Mittelding oder, wenn 
man lieber will, ein Ausweg, um die Ausführung oder die Ueber— 
nahme des bereits ausgeführten Unternehmens durch den Staat zu 
vermeiden, liegt in der Gewährung einer Zinsgarantie für das von 
den erſten Unternehmern gewagte Kapital. Hierdurch wird der 
Staat als ſolcher von den directen wirthſchaftlichen Functionen zwar 
befreit, tritt aber indirect, d. h. mit den ihm zu Gebote ſtehenden 
finanziellen Mitteln in dieſelbe ein. 


Hieran ſcheiterte z. B. feiner Zeit der Verſuch, die der Seehandlung gehö— 
rigen Bromberger Mühlen in Privatbeſitz, in den gemeinwirthſchaftlichen 
Betrieb einer Actiengeſellſchaft überzuführen. 


Die oberſte Staatsgewalt hat nun unzweifelhaft das Recht, 
gewiſſe Betriebe, für welche eine Privatwirthſchaft nicht vorhanden 
iſt und welche ſie ſelbſt zu übernehmen, ſei es aus rein praktiſchen, 
ſei es aus anderen Gründen, nicht für gut findet, auf untergeord— 
nete Organe zu übertragen. Von wem dabei die Initiative aus— 
geht, ob von der Staatsgewalt oder ob von provinziellen, communalen 
oder ſtändiſchen Koͤrperſchaften, iſt unerheblich. Findet alſo eine 
ſolche Uebertragung ſtatt, jo wird ſich die Conſequenz hauptſächlich 
in der localen Beſchränkung ihres Gebietes zeigen. 

Dies war im vorigen Jahrhundert bei der Gründung von 
Staats-Feuer-Aſſekuranzen der Fall. Privatunternehmer waren 
in Preußen nur an der Weichſel (Tiegenhof und Marienburger 
Niederung) vorhanden, die Nothwendigkeit einer viel ausgedehnteren 
Sicherung des unbeweglichen Eigenthums gegen die Folgen des ent— 
feſſelten Elements, bezw. Sicherung einer Wiederherſtellung des 
Eigenthums nach eingetretenen Folgen der Entfeſſelung wurde 
jedoch von der Staatsgewalt, welche ſich zu jener Zeit gewiſſer— 
maßen mit ihren oberſten Trägern identificirte, klar erkannt, und 
deshalb zur Gründung lokal beſchränkter Verbände in der Form 
öffentlicher Gegenſeitigkeitsanſtalten geſchritten. 


Erſtes Kapitel. 


Die genetiſche Entwickelung des Verſicherungsweſens 
in Deutſchland. 


Der weſtphaäliſche Friede hatte zwar den Drangſalen des 
dreißigjährigen Krieges ein Ziel geſetzt und Deutſchland politiſch 
neu geordnet, aber den traurigen Rückgang der geſammten Cultur 
ungeſchehen zu machen — das hatte er nicht vermocht. Es bedurfte 
mehr als eines Jahrhunderts, um die Verwüſtungen wieder gut 
zu machen, die dieſer Krieg angerichtet hatte; denn auch der Reſt 
des ſiebzehnten Jahrhunderts war mit Kämpfen erfüllt, wenn ſie 
auch mehr auswärtigen Feinden galten und meiſt an den Grenzen 
geführt wurden. 

Solche Zuſtände find natürlich der Entwickelung wirthſchaft— 
licher größerer Unternehmungen nicht günſtig. Mit um ſo größerer 
Befriedigung können wir daher konſtatiren, daß mehrere von wackeren 
deutſchen Männern in jenen ſtürmiſchen Zeiten gegründeten Local⸗ 
Verſicherungsvereine ſich bis auf unſere Tage erhalten haben. Es 
ſind dies: 

1. die Neuendorfer Mobiliarverſicherungsgilde in Holſtein von 1585; 

2. die Tiegenhöf'ſche Brandordnung von 1623, welche urſprüng⸗ 

lich nur Immobiliar, ſeit 1867 auch Mobiliar verſichert; 
die Seeſtermüher-Käthner Brandgilde für Mobiliar von 1641; 
die Groß Kolmariſche-Käthner Gilde für Mobiliar von 1665; 
die Windberger Mobiliargilde von 1667; 
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6. die Societät der Marienburger Niederung für Immobiliar 
von 1670, welche gleichfalls ſeit 1867 auch Mobiliar vers 
ſichert; 

7. die Hademarſcher Mobiliargilde von 1674; 

8. die Heidemühlener Wirthsgilde für Vieh und Inventar und 

9. die Heidemühlener Knechtsgilde, beide von 1681; 

10. die Bahrenflether Gilde von 1690 für Immobiliar und 

11. die Münſterdorfer Mobiliargilde von 1695; 

mit Ausnahme der ad 2 und 6 genannten weſtpreußiſchen Vereine, 
ſämmtlich in Holſtein belegen. 

Eine größere Bedeutung können jedoch dieſe nur auf ihre 
engſte Heimath beſchränkten Vereine, deren Geſammtverſicherungs⸗ 
ſumme ſich auf etwa 42—43 Millionen Mark belaufen mag, in 
wirthſchaftlicher Beziehung nicht beanſpruchen. 

Immerhin gebührt aber der Privat⸗Gemeinwirthſchaft der 
Ruhm der Priorität im deutſchen Verſicherungsweſen, ſowohl für 
unbewegliches wie für bewegliches Eigenthum. 

Das erſte Beiſpiel einer Staatsaſſecuranz bietet die Ham— 
burger Feuerkaſſe von 1677. Ihr folgte die Berliner ſtädtiſche 
Feuer⸗Societät von 1718, über deren Vorläufer und Entſtehungs— 
geſchichte der jüngſt erſchienene Verwaltungsbericht des Magiſtrats 
dankenswerthe und intereſſante Mittheilungen giebt.“) 

) Den Segen einer „Feuerkaſſe“ wollte ſchon der Große Kurfürſt ſeinen 
Reſidenzſtädten Berlin, Köln und Friedrichswerder zu Theil werden laſſen, 
und erließ am 12. Mai 1685 ein ſeine Abſicht kundthuendes Reſeript an die 
Bürgermeiſter und Rathmannen dieſer Städte, dem er auch den Entwurf einer 
Feuerkaſſenordnung beilegte. Aber die Weisheit der damaligen Lenker der 
Stadt war bis zur Einſicht in die Nothwendigkeit einer ſolchen Ordnung noch 
nicht vorgedrungen, lehnte vielmehr „in gehorſamſter und fußfälliger Sub⸗ 
miſſion“ den Vorſchlag ab. Zwanzig Jahre ſpäter gründete dann König 
Friedrich 1. durch Reglement vom 5. October 1705 eine General- Feuerkaſſe 
für den ganzen Staat, in welche alle Hauseigenthümer ohne Unterſchied der 
Religion, des Standes und der Perſon ihre Häuſer, Höfe und andere Gebäude 
nicht nur, ſondern auch ihr geſammtes Mobiliar einſchließlich des lebenden 
Viehes einzeichnen zu laſſen befugt ſein ſollten. Die Beiträge wurden — 
ohne jede Klaffification — für das 1. Jahr auf 12 Groſchen für 100 Thaler 
Verſicherungsſumme, für das 2. und 3. anf je 6 Groſchen, für das 4. und 
5. auf je 4, und vom 6. Jahr ab auf 3 Groſchen feſtgeſetzt. Dieſe Kaſſe ſollte 
beſonders verwaltet, nicht mit Domainen⸗ und Kammer⸗Einkünften verge⸗ 
meinſchaftet werden, und der König verſpricht, ſich jedes Eingriffs in dieſelbe 
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Friedrich Wilhelm I. befolgte das Princip, für die Städte 
ſeiner drei Provinzen Brandenburg, Pommern und Preußen je zwei 
öffentliche Kaſſen zu gründen, und zwar je eine für die Hauptſtädte 
(Berlin, Stettin, Königsberg) und je eine für die übrigen. Ge— 
meinſam war allen der Zwang zum Beitritt, ſowie die Zahlung 
der Brandentſchädigungsgelder nur zum Wiederaufbau. Dies 
geſchah in den Jahren 1718, 1719, 1720 und 1723, womit die 
Thaͤtigkeit des Königs auf dieſem Gebiet erſchöpft war. 

Friedrich der Große nahm dieſelbe in ähnlicher Weiſe wieder 
auf, und gründete nach dem erſten Schleſiſchen Kriege die Societät für 
die Stadt Breslau (1744), nach dem zweiten die für die Schleſiſchen 
Städte (1748), nach dem ſiebenjährigen die für die Kurmark und Nieder— 
lauſitz (1765), für die Städte Stralſund (1771) und Elbing (1773), 
für Neuvorpommern (1776), für die Neumark (1777), und endlich 
nach der erſten Theilung Polens für den an Preußen gekommenen 
Theil die für die Städte und das platte Land Weſtpreußens (1785). 
Wir ſehen daraus, daß dieſer König ſeine Aufgabe ſchon etwas 
weiter gegriffen hatte, indem er nicht nur für die Wohlfahrt der 
Städte, ſondern auch für die Stärkung bezw. Wiederherſtellung des 
Realcredits der durch die Kriege verarmten Rittergutsbeſitzer zu 
ſorgen ſich für verpflichtet hielt, da er dieſelben als die Hauptſtütze, 
ja als das eigentliche Fundament des Staates betrachtete. Der Neben— 
zweck, ihnen das Bewußtſein eines abgeſchloſſenen Standes noch 
mit beſonderer Stärke zu imputiren, mag wohl auch vorhanden 
geweſen ſein. 

Es darf nicht ungeſagt bleiben, daß außer den genannten 


zu enthalten. Aber ſchon das Reglement vom 17. Juni 1706 führte für die 
Gebäude den Zwang ein, und zwar bis zu einem Drittel ihres Taxwerths, 
für das zweite Drittel war die Einzeichnung freigegeben, während das dritte 
Drittel, wie auch in dem erſten Reglement, der „Selbſtverſicherung“ überlaſſen 
wurde behufs größerer Vorſorge und Obacht auf Feuer und Licht! Gleichzeitig 
wurden die Beiträge auf 3 Groſchen für 100 Thaler überhaupt herabgeſetzt. 
Die Brandentſchädigungen wurden nur zum Zweck des Wiederaufbaues der 
Häuſer gezahlt. — Allein ſchon 1711 mußte die Kaſſe wieder aufgehoben 
werden (Reglement vom 17. Januar), weil ihre Einrichtung zu beſtändigen 
Klagen geführt hatte. Friedrich Wilhelm I war praktiſcher. Er lokaliſirte 
die Feuerkaſſen, ſchloß die Mobiliarverſicherung aus, und erhob Beiträge 
nachträglich „ſo viel als die Noth erfordert“. Die Reglements ſind ab— 
gedruckt bei Mylius C. C. M. tom. V 


noch eine größere Zahl kleiner, local ſehr beſchränkter Societäten 
entſtanden war, welche jedoch allmälig in die Provinzial-Inſtitute 
aufgingen, namentlich, ſeit die Preußiſche Regierung in den dreißiger 
Jahren dieſes Jahrhunderts den Grundſatz ausgeſprochen hatte, daß 
für jede Provinz in der Regel nur eine öffentliche Societät — 
d. h. je eine für die Städte und je eine für das platte Land — 
beſtehen bleiben ſollte. 

Im übrigen Deutſchland wurde das Beiſpiel Preußens inſo— 
fern nachgeahmt, als dort gleichfalls öffentliche Brandkaſſen errichtet 
wurden, nämlich: 


für das Kurfürſtenthum Hannover.. . 1750, 
„ das Herzogthum . e e e 
„ Anhalt⸗Bernbugg . 3 alla: 


„ die Oſtfrieſiſchen Städte in auric „ 
„ die Grafſchaften Oldenburg und ah 1764, 


„ Seflenstaflle : 8 1767, 
„ das platte Land von Oftfriesland Be , 
SHE Beimar.: ..... 11708, 
Sachen Altenburg u a a 1776, 
BRRRONDE ua re 782, 
„ das Kurfürſtenthum Sochſen. Pk 1784, 


alle dieſe jedoch mit dem weſentlichen unterſchiede, daß hier 
der Staat ſelbſt die Verwaltung in die Hand nahm, während in 
Preußen der Betrieb an die Städte reſp. die Stände delegirt 
worden war. 

Die Gebäude⸗Feuerverſicherung wurde nämlich dadurch unter 
die Zahl der Regalien aufgenommen, wozu in ihrer Natur durchaus 
keine zwingende Nothwendigkeit liegt. Denn zu den Hoheitsrechten des 
Staates, deren Ausübung nur ihm ſelbſt überlaſſen bleiben muß, wenn 
er nicht eine ſeiner weſentlichen Aufgaben verfehlen will, kann ſie 
nicht gezählt werden. Uebrigens gab es für den directen Staats⸗ 
betrieb einen zwar mehr äußerlichen, jedoch nicht leicht wiegenden 
Grund. 

Man hatte eingeſehen, daß ſo kleine Territorien, wie die 
meiſten der oben genannten und viele andere noch kleinere, mehrere 
Anſtalten nicht tragen konnten, da ſchon damals das Grundprinzip 
der Feuerverſicherung, nämlich Vertheilung der Gefahr auf 
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ein räumlich möglichſt ausgedehntes Gebiet und die Noth— 
wendigkeit der Uebertragung derſelben von einem Riſiko auf das 
andere, wir möchten ſagen: inſtinktiv erkannt wurde. Jedes Länd⸗ 
chen konnte alſo nur eine Brandkaſſe haben, und dieſe war dann 
regelmäßig eine Landeskaſſe.“) 

Dieſe geſchichtliche Entwicklung des Feuerverſicherungsweſens 
in Deutſchland drängt uns die Frage auf: aus welchen Gründen 
daſſelbe damals unter den Geſichtspunkt einer ſtaatlichen Auf— 
gabe geſtellt wurde? 

Die wirthſchaftlichen Zuſtände und Thätigkeitsäußerungen eines 
Volkes ſtehen, wie allgemein anerkannt, in einem organiſchen Zu⸗ 
ſammenhange mit den politiſchen, den kirchlichen und den ſittlichen. 
Sie ſind alle Glieder einer Kette, und kein einzelnes derſelben kann 
herausgenommen und als für ſich ſtehend angeſehen und beurtheilt 
werden. Sie bilden einen geſchloſſenen einheitlichen Verband, aus 
welchem heraus ſie erwachſen, und innerhalb deſſen ſie ſich ausbilden. 

Das ſchon erwähnte Reſeript des großen Kurfürſten, vom 
12. Mai 1685 verwahrt ſich ausdrücklich dagegen, daß die zu erhe— 
benden Beiträge zur Feuerkaſſe etwa zu einer neuen Auflage oder zu 
einem andern Zweck verwendet werden ſollen, als zu demjenigen, 
wozu ſie gewidmet ſeien. Es ſichert ferner den Einwohnern die 
alleinige Dispoſition darüber, jedoch unter Direktion oder Inſpektion 
des kurfürſtlichen General-Kommerzien-Kollegiums zu. Der wahre 
Grund aber, warum der Kurfürſt bei den Berliner ſtädtiſchen 
Behörden mit ſeiner guten Abſicht nicht durchdringen konnte, iſt 
aus der ziemlich langathmigen Supplik derſelben nicht deut⸗ 

) Auch eine Anzahl rein lokaler Privat⸗Gegenſeitigkeits⸗Vereine theils 
für Immobiliar, theils für Mobiliar, einzelne für beides, von denen heut noch 
49 beſtehen, wurde im achtzehnten Jahrhundert ins Leben gerufen. Mit Aus⸗ 
nahme des Privat-Feuerverſicherungsvereins für die Stadt Krefeld (1760); der 
Vereine für die Colonien im Kreiſe Niederbarnim (1771, der ſeit 1863 auch 
Mobiliar verſichert), für die Colonien im Rentamt Neuſtadt (1776), für die 
Mühlen in Neu⸗Vorpommern und Rügen für Immobilien (1776), die Mühlen⸗ 
brand⸗Societät von Oſtfriesland (1779), und des Immobiliar⸗Verſicherungs⸗ 
Vereins für die Colonien im Rentamt Pyrehne (1794) gehören ſie ſämmtlich 
Holſtein an. Eine Bedeutung im Wirthſchaftsleben der Nation können auch 
ſie nicht beanſpruchen. Ihre Geſammtverſicherungsſumme mag ſich auf etwa 


115 Millionen Mark belaufen, jo daß auf jeden Verein durchſchnittlich ca. 2½ 
Millionen entfallen. 
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lich zu erſehen. Wie es gewöhnlich zu geſchehen pflegt, ſind auch 
hier halbwahre Gründe vorgeſchoben: nämlich die Ungleichheit der 
Hamburger und der Berliner Vermögensverhältniſſe, welche eine 
Uebertragung der für die reichere Stadt paſſenden Beſtimmungen 
auf die ärmere nicht thunlich erſcheinen ließen; ferner die Be— 
fürchtung, daß der Eigenthümer eines brennenden Hauſes nicht 
energiſch genug am Löſchen theilnehmen würde, wenn er wüßte, 
daß die Koften des Neubaues auf die Taſche ſeiner Mitbürger ent: 
fielen. Uns ſcheint der wirkliche Grund der Ablehnung vielmehr 
darin zu liegen, daß die Feuerkaſſenbeiträge an den ſtädti— 
ſchen Grundbeſitz als ſolchen geheftet wurden und alſo die 
Natur einer direkten Steuer annahmen. Damals aber floſſen 
die Einkünfte der deutſchen Territorialherren neben den Erträgen 
der Domänen nur aus indirekten Steuern und die Be— 
fürchtung, daß ſich hinter dieſen Feuerkaſſenbeiträgen eine ver— 
ſuchte Vermehrung der landesfürſtlichen Einkünfte verſtecke, iſt 
ſicherlich vorhanden geweſen. Denn noch zwanzig Jahre ſpäter, als 
der Sohn den Verſuch des Vaters in ſehr erweitertem Maßſtabe, 
wie oben geſagt, erneuerte, fühlte auch er ſich berufen, die väter— 
liche Zuſicherung, daß die eingehenden Gelder zu keinem anderen 
als dem angegebenen Zwecke verwendet werden und mit keiner fürſt— 
lichen Kaſſe „vergemeinſchaftet“ werden ſollten, feierlichſt zu wieder— 
holen. Dennoch ſcheiterte auch ſein Verſuch. Der paſſive Wider— 
ſtand, den er fand, war ſtärker als ſeine aktive Thatkraft. 

Erſt der rückſichtsloſen Energie des Enkels gelang auch dieſes 
Werk. Freilich brach Friedrich Wilhelm J., und das iſt eines der 
charakteriſtiſchen Kennzeichen ſeiner Regierung, mit den altgerma— 
niſchen Prinzipien der Selbſtverwaltung und der Decentralijation. 

Es iſt eine merkwürdige Erſcheinung, daß dieſer deutſche 
Fürſt gerade durch die Annahme des franzöſiſchen Prinzips 
der Centraliſation ſo große Erfolge erzielte. Aber der Einfluß, 
welchen die Perſönlichkeit Ludwig XIV. und die wirthſchaftlichen 
Prinzipien ſeines großen Miniſters Colbert ausgeübt hatten, übertrugen 
ſich auf das 18. Jahrhundert und verliehen auch dieſer Periode 
den Character einer durch den abſoluten Einzelwillen ſeiner 
Fürſten beſtimmten Zeit. Friedrich Wilhelm J. kann als der Typus 
deſſelben gelten. Um ſeinem Staat die äußere Machtſtellung zu 
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ſichern, mußte er alle inneren Kräfte deſſelben zuſammennehmen 
und zu einem Ganzen geſtalten. Dadurch erhalten ſeine Ausſprüche: 
„Ich will die souveraineté ſtabiliren, wie einen rocher de bronce“ 
und „Wir ſind Herr und König, und können thun, was wir wollen“ 
ihr ethiſches Fundament. Sie prägen den Stempel ſeines Geiſtes 
und ſeiner Zeit ſchärfer und klarer aus, als irgend etwas Anderes. 

Die vornehmſte dieſer inneren Kräfte des Staates war die 
Steuerfähigkeit der Bevölkerung. Sie zu erhalten, mußten unter 
Anderem auch dafür Vorkehrungen getroffen werden, daß die menſch— 
lichen Wohnungen, dieſer mühſam erworbene Beſitz, gegen die feind— 
ſeligen Elemente“) geſchützt und der Cultur erhalten würden. 
Wenn aber doch alle Vorkehrungen nutzlos blieben, ſo ſollte darum 
der Einzelne nicht zu Grunde gehen. Deshalb ſchuf der König mit 
praktiſchem Sinn jene gegenſeitigen Verſicherungen; zunächſt die für 
Berlin im Jahre 1718. 

Der Erſatz des Feuerſchadens war ihm alſo Mittel zu 
dem höheren Zweck der Erhaltung einer ſteuerfähigen 
Unterthanenſchaft. Der dafür verordnete Beitrittszwang entſprach 
ebenſo der allgemeinen volkswirthſchaftlichen Anſchauung der dama— 
ligen Zeit wie dem perſönlichen Charakter des Königs. Er war in 
hohem Grade zweckmäßig für die Verſicherung ſelbſt, zu welcher eben 
die Unterthanen erſt erzogen werden mußten. 

Unter einem ſolchen Autokraten gab es natürlich für Aeuße— 
rungen des Individualwillens abſolut keine Stelle, mochten ſie auf 
einem Gebiet ſich zu zeigen Luſt haben, welches es ſei. Alle ſeine 
Schöpfungen — im Heer, wie in der Staatsverwaltung, der Ge— 
ſammtheit, wie den einzelnen Organismen zweiten Ranges gegen— 
über — ſind eine Folge dieſer Anſchauungen von der potenzirten 
Fürſtengewalt, von der Verkörperung der Staatsgewalt in ihrem 


*) Anmerkung: Dazu diente unter Anderm die „Feuerordnung in 
denen königlichen Reſidenzien vom 31. März 1727.“ Dieſe Brandenburgiſche 
Feuerordnung wurde ſchon 1742 — alſo gleich nach dem Friedensſchluß — 
auf Schleſien übertragen und trug gute Früchte. (Bericht v. Münchow's vom 
16. November 1743 bei Ranke, Preuß. Geſch. II. Buch 9, Kap. 5.) Uebrigens 
finden ſich bei Mylius a. a. O. noch eine ganze Reihe von Feuerordnungen 
abgedruckt, welche die Sorgfalt der Preußiſchen Regenten für das Wohl ihrer 
Unterthanen, ebenſo wie die Zweckmäßigkeit der getroffenen Beſtimmungen 
und das Streben nach einer gerechten Vertheilung der Laſten beweiſen. 
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oberſten Träger. In einem politiſch ſo abſolut regierten Staate, 
wie es Preußen damals war, konnte demzufolge auch von einer 
freien Entwicklung des Wirthſchaftslebens der Nation nicht die 
Rede ſein. Auch in dieſem konnte eben nur Dasjenige zu einer 
Lebensäußerung gelangen, was vom Könige dazu berufen wurde. 

Weſentlich änderte ſich hieran nichts unter ſeinem Sohne und Nach— 
folger Friedrich dem Großen. Auch ihm ſtand der Machtzweck des 
Staates unbedingt inerſter Linie; jedoch waren Cultur- und Wohlfahrts⸗ 
zweck jenem nicht lediglich ſubordinirt, ſondern hatten ſelbſtſtändige 
Bedeutung. Aber die Anſchauung, daß der Fürſt ſeine Unterthanen 
zu leiten und zu erziehen habe, war auch bei Friedrich vorhanden.“) 
Wenn er auch keinen Gegenſatz zwiſchen ſeinen und den Intereſſen 
des Landes annahm, vielmehr im möglichen Colliſionsfall dem des 
letzteren den Vorzug gab,) jo ſollte doch die Initiative von 
ihm allein ausgehen. 

Die übrigen deutſchen Fürſten ahmten die Beiſpiele dieſer 
beiden Könige, deren Regierungszeit drei Viertel des vorigen Jahr 
hunderts in Anſpruch nahm, und welche ihm dadurch ihren perſönlichen 
Charakter aufprägten, nur nach, ohne deren Kraft und Geiſt, viel— 
fach auch, ohne deren Pflichtgefühl zu beſitzen. 

In einer ſolchen Periode des Abſolutismus auf politiſchem 
Gebiete mußten analoge Anſchauungen natürlich auch auf wirtjchaft- 
lichem herrſchen. Beide preußiſchen Könige ſtanden hier, wie er- 
klärlich, durchaus auf dem Standpunkt Colbert's, auf deſſen Wirth⸗ 
ſchaftspolitik wir daher einen Blick werfen müſſen.““) 

Colbert hatte klar erkannt, und beweiſt dadurch zwar einen 
großen Fortſchritt gegen das Mercantilſyſtem, daß der Reich 
thum eines Volkes nicht von der Menge ſeines Beſitzes an 


* „I doit &tre l’instrument de leur felicité, comme ses 
peuples le sont de sa gloire.“ (Anti-Macchiavell, chap. I.) 

% Je crois que Tintérèt de mes états est aussi le mien et que 
je nen peux avoir qui soit contraire au leur. Je ne crois de mon 
interet, que ce qui peut contribuer au soulagement et au bonheur de 
mes penples. (Anrede an ſeine Minifter bei Uebernahme der Regierung am 
2. Juni 1740.) ö 

*#*) Die urkundlichen Beweiſe liegen in den zahlreichen die Förderung 
der Manufactur bezweckenden Verordnungen, und ſind geſammelt bei 
Mylius a. a. O. 
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geprägten Edelmetallen abhänge, jondern daß vielmehr deren Preis 
ſinke, wenn der in der Circulation begriffene Vorrath den Bedarf 
überſchreite. Aber er war doch noch der Meinung, daß es zur Erleichte— 
rung der Gütererzeugung und zur Hebung des Volksvermögens 
durch die Anſammlung von Privatvermögen nothwendig ſei, die 
Ausgangszölle herabzuſetzen, die Eingangszölle für alle Produkte, 
welche den Fabriken dienen, zu vermindern, ſie dagegen für alle 
fremden Fabrikate zu erhöhen. Indem er ſo das heutige Schutzzoll— 
ſyſtem inaugurirte, überwies er dem Staat die Aufgabe: die Be— 
wegung der Induſtrie zu leiten. Er gab ihm alſo ein falſches Ziel, 
indem er verkannte, daß die wirthſchaftlichen Geſetze ſich nicht durch 
eine Staatscontrolle in Wege leiten laſſen, welche ihrer inneren 
Natur widerſprechen, und daß der Staat nur im Enklang mit 
ihnen, aber niemals trotz ihrer regieren kann. In dem Wunſche, 
der franzöſiſchen Induſtrie zu helfen, erhöhte er z. B. in dem Tarif von 
1667 die Eingangszölle für verſchiedene Gegenſtände ſo, daß ſie 
Prohibitiv⸗Zöllen gleichkamen, und rief dadurch Repreſſalien des 
Auslandes hervor. So verbot in Folge deſſen Holland die Einfuhr fran— 
zöſiſcher Weine. Aber die ſchlimmſte Folge ſeines Irrthums war 
die, daß ſich in den Köpfen der Fabrikanten die Meinung feſtſetzte, 
als ſei der ihnen durch die Tarife vorübergehend gewährte Schutz 
ein ihnen zuſtehendes natürliches Recht. 

Es iſt begreiflich, daß eine Theorie wie dieſe, erdacht und 
ausgeführt von einem gleichermaßen ſcharfſinnigen, thatkräftigen 
und ſchöpferiſchen Manne wie Colbert, der durch ſeine Straßen— 
und Canalbauten, durch die Entwäſſerung von Sümpfen, durch die 
Schaffung des erſten Freihafens (Dünkirchen) und durch viele 
andere Einrichtungen ſeinem Vaterlande ſo große und bleibende 
Dienſte geleiſtet hatte, einen lang dauernden und nachhaltigen Ein⸗ 
fluß, namentlich auch auf zwei Fürſten ausüben mußte, welche mit 
dem Bewußtſein der Ueberlegenheit und der Kraft ein ſo tiefes 
Verſtän dniß für ihre fürſtlichen Aufgaben und ein jo außerordent⸗ 
liches Pflichtgefühl verbanden. Ihre wirthſchaftlichen Irrthümer 
können daher wohl beklagt werden, aber ſie können ihnen niemals 
zum Vorwurf gereichen. 

Als nun in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die 
Fehler Colbert's erkannt wurden, die Phyſiokraten die Lehre auf⸗ 


ftellten, daß nur die auf den Ackerbau verwandte Arbeit einen 
Ueberſchuß über die Conſumtion hervorbrächte, alſo allein ein be— 
ſteuerungsfähiges Capital, den Reinertrag, bildete, ſie auch gleich— 
zeitig für Induſtrie und Handel vollſtändige Bewegungsfreiheit be— 
anſpruchten, in Frankreich auch noch vor der Revolution ihren Lehr— 
ſätzen durch den Miniſter Turgot praktiſche Geltung verſchafften, ſo 
war dies zwar zweifellos ein großer Fortſchritt. Allein es war in 
mehrfacher Hinſicht doch nur die Vertauſchung eines Irrthums 
mit einem anderen, vielleicht noch größeren. An die Stelle der 
Lehre von dem, allein Reichthum bedeutenden Beſitz des baaren 
Geldes trat die von der ausſchließenden Fähigkeit des Ackerbaues 
zur Erzeugung von Werthen. Allein abgeſehen davon, war für 
das übrige Europa und namentlich für das durch einen aufge— 
klärten Deſpoten beherrſchte Preußen noch nicht die Zeit herange— 
kommen, wo die Freiheit und Selbſtbeſtimmung des Individual⸗ 
Willens zur Herrſchaft kommen konnte. 

Denn die beiden europäiichen Mächte, welche damals gleich— 
zeitig in blühendem wirthſchaftlichem Wohlſtand ſtanden, befolgten 
die entgegengeſetzten Principien — England huldigte dem Mer: 
cantilſyſtem und Holland hatte die vollſte Freiheit des Handels 
auf ſeine Fahne geſchrieben. Es iſt begreiflich, daß jedes dem 
von ihm ſelbſt adoptirten Syſtem die Urſache dieſer Blüthe zu— 
ſchrieb, und ebenſo begreiflich, daß die Nationalökonomen und die 
Staatsmänner des 18. Jahrhunderts in zwei Lager getheilt waren. 

Erſt nachdem durch Voltaire und Rouſſeau auf kirchlichem 
wie auf politiſch⸗ſocialem Gebiete, zunächſt theoretiſch, freiere, der 
Entwickelung und Selbſtbeſtimmung des Individuums günſtigere An- 
ſchauungen verbreitet und dann praktiſch durch die franzöſiſche Re⸗ 
volution zur Ausübung gekommen waren, erſt da konnte eine analoge 
Veränderung auch auf wirthſchaftlichem Gebiete eintreten. 

Es iſt kein Zufall, ſondern innere Nothwendigkeit, daß um 
dieſelbe Zeit, wo jener Franzoſe und jener Schweizer nicht nur ihr 
engeres Vaterland, ſondern die ganze civiliſirte Welt von dem Druck 
hierarchiſcher und politiſcher Knechtſchaft befreit hatten, auch auf 
wirthſchaftlichem Gebiet eine ähnliche Erlöſung ſtattfand. 

Dem Schotten Adam Smith gebührt das Verdienſt, dieſe 
herbeigeführt zu haben. 
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Die Ergebniſſe ſeiner auf den umfaſſendſten Beobachtungen 
beruhenden Studien über „Natur und Urſachen des Volks— 
wohlſtandes“ ſind epochemachend geweſen. Ihre Hauptlehr⸗ 
ſätze ſind menſchliches Allgemeingut; ſie werden für immer das 
Fundament bilden, auf dem die politiſche Oekonomie weiter zu 
bauen hat.“) 

Smith's großes Verdienſt, welches ihm für alle Zukunft 
bleiben wird, beſteht darin, daß er das geſammte wirthſchaftliche 
Wiſſen ſeiner Zeit zuſammengefaßt und ſich ſtreng auf den Boden 
der Thatſachen geſtellt, Erfahrungsſätze daraus gezogen und in ein 
logiſch gegliedertes Syſtem gebracht hat. Er vermied den großen 
Fehler ſeiner Vorgaͤnger: gewiſſe aprioriſtiſche Ideen aufzuſtellen 
und dieſen die Erſcheinungen anzupaſſen. Eine lange Reihe von 
Jahren verbrachte er mit der Sammlung der einzelnen Thatſachen 
im Wirthſchaftsleben nicht nur der engliſchen Nation, ſichtete, prüfte, 
verglich, durchdachte wieder und wieder, bis endlich ſeine Gedanken 
zur Reife gelangt waren und er die Welt mit den vollendeten 
Früchten ſeines Geiſtes beſchenkte. 

Es iſt nicht unſeres Ortes, ſeine Begriffsbeſtimmungen vom 
Gebrauchs- und Tauſchwerthe, vom Gelde, vom Kapital, ſeine Lehre 
von der Arbeitstheilung, vom Arbeitslohn, vom Weſen des Getreide— 
handels, der Kolonien und Banken u. ſ. w. u. ſ. w. darzulegen; 
wir wollen hier nur das eine hervorheben, welches für unſere 
Unterſuchungen ſpeziell von Wichtigkeit iſt, nämlich die Stellung 
des Individuums. Smith erkennt den Hebel aller wirthſchaftlichen 
Thätigkeit im Privatintereſſe des Einzelnen. Dies iſt die Duint- 
eſſenz der Anſchauungen ſeiner Zeit über das innerſte Motiv aller 
menſchlichen Thätigkeit überhaupt, und er führt fie nur auf das 
ökonomiſche Gebiet über. Er ſtellt alſo das Individuum in die 
Mitte des ganzen Wirthſchaftslebens, um dieſes gruppirt er alle 
Erſcheinungen, und ihm vindicirt er die vollſte Freiheit des 


*) „Einiges, das er zertrümmert hat, wird ſich nie wieder erheben, 
einiges, das er begründet hat, wird nie wieder untergehen, und, was das 


wichtigſte iſt, er hat eine Reform geſtiftet, wie die geſammte Geſchichte der 


Wiſſenſchaften wenige ähnliche aufweist." Dieſes über die Werke und das 
Verdienſt eines gleichzeitigen deutſchen Forſchers vom erſten Range gefällte, 
berühmte Urtheil darf wohl auch auf Adam Smith Anwendung finden. 
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Handelns. Mit leuchtender Klarheit legt er die innere, fittliche 
Nothwendigkeit dafür dar, dem Individuum dieſe zu geſtatten und 
gerade dadurch hat er einen Einfluß auf Mit- und Nachwelt 
ausgeübt, den ſelbſt die geſchickteſte Darlegung ſeiner Irrthümer 
nicht hat beſeitigen, höchſtens in ſehe geringem Maße jchmälern 
können. 

Durch Smith's Einfluß vollzog ſich in der wirthſchaftlichen 
Geſammtanſchauung Englands der gewaltige Umſchlag, dem es 
ſeinen rieſenhaften Aufſchwung in dieſem Jahrhundert verdankte. 

Das Verſicherungsweſen ſah Smith lediglich als ein dem 
Privatbetriebe zufallendes rein kaufmänniſches Gewerbe an, welches 
zu ſeiner Zeit mehr von Einzel-Verſicherern als in Gemeinwirth⸗ 
ſchaft durch Geſellſchaften betrieben wurde. Im Ganzen war die 
Prämie, namentlich für Feuerverſicherungen, ſehr niedrig (übrigens 
um ein Vielfaches höher als heut, aber die Brände waren auch 
zahlreicher und extenſiver, wegen der unſolideren Bauart), und es 
wurde von vielen Leuten zwar etwas, aber nur von ſehr Wenigen 
viel Geld daran verdient. Aus Leichtſinn und im Glauben, die nicht 
verausgabte Prämie ſei wirklich eine wirthſchaftliche Erſparniß, 
verſicherten etwa 19 Gebäudebeſitzer unter 20, oder auch viel— 
leicht gar 99 unter 100 ihr Haus nicht! — Bei der Seeverſicherung 
war das Verhältniß günſtiger; dennoch gingen auch damals, ſelbſt 
in Kriegszeiten, viele Schiffe unverſichert in See. Bei reichen 
Einzel-Kaufleuten, oder großen Geſellſchaften, welche zwanzig bis 
dreißig Schiffe in See ſtechen ließen, wurde keins verſichert, aus 
feiner Berechnung. Eins deckte gewiſſermaßen das andere ). 


„) Smith, wealth of nations, book I, chapter 10: That the chance 
of loss is frequently undervalued, and scarce ever valued more than it 
is worth, we may learn from the very moderate profit of insurers. 
In order to make insurance either from fire or sea risk, a trade at all, 
the common premium must be sufficient to compensate the common 
losses, to pay the expense of management, and to afford such a profit 
as might have been drawn from an equal capital employed in any 
common trade. Tbe person who pays no more than this, evidently pays 
no more than the real value of the risk, or the lowest price, at which 
he can reasonably expect to insure it. But though many people have 
made a little money by insurance, very few have made a great fortune; 
and from this consideration alone, it seems evident enough, that the 
ordinary balance of protit and less is not more advantageous in this 

STERN g 
* m 


6 
un) 


Jenes Buch erſchien 1776, zu einer Zeit, wo England in 
Perſonal⸗Union mit Hannover ſtand, und Göttingen mithin ein ſehr 
geeigneter Ort war, um den Erzeugniſſen des engliſchen Bücher- 
marktes auf deutſchem Boden zuerſt Eingang zu verſchaffen. Zu 
dieſer Zeit lag aber dort der Jüngling ſeinen Studien ob, welcher 
als Mann berufen war, der Regenerator Preußens und Deutſch— 
lands nach der Kataſtrophe von Jena zu werden. Schon damals 
wurde Stein mit Smith's großem Werk bekannt, und da er durch 
den Umgang mit Brandes ſowie durch Studium eine genaue Kennt— 
niß auch der politiſchen auf dem Princip der Selbſtverwal— 
tung ruhenden Einrichtungen Englands erlangt hatte, ſo wirkte alles 
dies zuſammen, um ihn zu der Aufgabe zu befähigen, Preußen aus 
ſeiner verzweiflungsvollen Lage zu befreien. Wir beſitzen Stein's aus— 
drückliches Zeugniß darüber, daß er Smith als ſeinen wirthſchaft— 
lichen Lehrer betrachtet (Brief an Vincke vom 3. Januar 1806 
bei Per I, S. 328). Gewiß ein ſchwerwiegender Beweis, wie 
politiſche und wirthſchaftliche Zuſtände einer Nation durchaus in 
Wechſelbeziehung und Wechſelwirkung mit einander ſtehen! 

Es kann faſt als eine unmittelbare Folge der Stein-Harden— 
berg'ſchen Geſetzgebung angeſehen werden, daß ſich nun auch auf 
dem Gebiete des Verſicherungsweſens die Privatthätigkeit im 
Großen zu entfalten begann, und zwar mit der 1812 ins Leben ge— 
tretenen „Berliniſchen Feuer-Verſicherungs-Anſtalt“, einer Actien⸗ 
geſellſchaft, welche ſich auch die Deckung ſowohl unbeweglicher 
than in other common trades by which so many people makes fortunes. 
Moderate, however, as the premium of insurance commonly is, many 
people despise the risk too much to care to pay it. Taking the whole 
kingdom at an average, nineteen houses in twenty, or rather, perhaps, 
ninety-nine in a hundred, are not insured from fire. Sea risk is more 
alarming to the greater part of people, and the proportion of ships 
insured to those not insured is much greater. Many sail, however, at 
all seasons, and even in time of war, without any insurance. This may 
some-times perhaps be done without any imprudence. When a great 
company, or even a great merchant, has twenty or thirty ships at sea, 
they may as it were, insure one another. The premium saved upon 
them all, may more than compensate such losses as they are likely to 
meet with in the comınon course of chances. The neglect of insurance 
upon shipping, however, in the same manner as upon houses, is, in most 
case, the effects of no such nice calculation, but of mere thoughtless 
rashness and presumptuous contemps of the risk run. 


wie beweglicher Habe zur Aufgabe ſtellte, genau ein Jahrhundert 
nach jenem oben erwähnten primitiven und geſcheiterten Verſuch 
abſoluter Fürſtenmacht auf dieſem Gebiet.“) 

Die weitere Entwicklung ging freilich ſehr langſam. Die durch 
Europa's Erhebung gegen Napoleon hervorgerufene ungeheure Er- 
regung mußte ſich erſt wieder beruhigt haben, bis man in Deutſch⸗ 
land Muße fand, Wirthſchaftsprojecte von ſo umfaſſender Aus⸗ 
dehnung und jo eigenthümlicher Natur, wie es Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften ſind, in Angriff zu nehmen. Es entſtanden in den zwei 
Jahrzehnten nach den Befreiungskriegen, und zwar: 


A. an Prämien-Geſellſchaften: 

1) die Leipziger Feuerverſicherungs-Anſtalt (1819); 

2) die Patriotiſche Aſſecuranz-Compagnie zu Hamburg für See- 
Transport und Feuer⸗Schäden, letztere ſehr nebenſächlich (1819); 

3) die Preußiſche See-Aſſecuranz Compagnie in Stettin (1821); 

4) die Vaterländiſche Feuerverſicherungs-Actiengeſellſchaft zu 
Elberfeld (1823); 

5) die Berliner Hagel-Aſſecuranz-Geſellſchaft (1823) **); 

6) die Aachener Feuerverſicherungs-Geſellſchaft (1825), **); 

7) die deutſche Lebens-Verſicherungs-Geſellſchaft in Lübeck 
(1828); 

8) die Neue achte Aſſecuranz⸗Compagnie für Feuerſchäden zu 
Hamburg (1835); 


*) Die Geſellſchaft erhielt ein ausſchließendes Privilegium auf funf⸗ 
zehn Jahre, welches im Jahre 1823 bei Gründung der Vaterländiſchen Feuer⸗ 
Verſicherungs-Geſellſchaft in Elberfeld dahin von der Regierung interpretirt 
wurde, daß es ſich nur auf den bei Ertheilung des Privilegiums vorhanden 
geweſenen Beſitzſtand der Monarchie habe beziehen können. 

*) Dieſe Geſellſchaft arbeitete bis 1830, ſtellte dann aber, weil 
die Staatsregierung ihr nicht geſtatten wollte, die Prämien nach ihrem 
Ermeſſen zu fixiren, ihre Geſchäfte ein. Der König Friedrich Wilhelm III. 
wünſchte darüber aufgeklärt zu ſein, berief den Gründer Banquier Joſeph 
Mendelsſohn, und geſtattete dann auf deſſen Auseinanderſetzungen die Feſt⸗ 
ſetzung eines ſelbſtſtändigen Prämientarifs, worauf 1832 die Neuconſtituirung 
erfolgte. Es iſt alſo die heut noch beſtehende: „Berliner Hagel⸗Aſſecuranz⸗ 
Geſellſchaft von 1832“ gemeint. 

*+*) Die heutige Aachener und Münchener Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft. 
2* 
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9) die Berliniſche Lebensverſicherungs-Geſellſchaft (1836) *); 
10) die Abheilungen für Lebens- und Feuerverſicherung der 
Bayeriſchen Hypotheken- und Wechſelbank (1836). 


B. an Gegenſeitigkeits-Geſellſchaften: 

1) die Feuerverſicherungsbank für Deutſchland zu Gotha (1819); 

2) die Geſellſchaft zu gegenſeitiger Hagelſchäden-Vergütung in 
Leipzig (1823); 

3) die Mobiliar-Feuer- und Hagelſchaden-Verſicherungs-Ge⸗ 
ſellſchaft zu Schwedt a. O. (1826); 

4) die Lebensverſicherungsbank für Deutſchland zu Gotha 
(1828); 

5) die Hannoverſche Lebensverſicherungs-Anſtalt (1829); 

6) die Lebensverſicherungs-Geſellſchaft zu Leipzig und 

7) der Feuer-Aſſecuranz⸗Verein zu Altona (beide 1830); 

8) die Allgemeine Renten-Anſtalt in Stuttgart und 

9) die Hannover Braunſchweigiſche Hagelſchaden-Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft (beide 1833); endlich 

10) die Allgemeine Verſorgungs-Anſtalt im Großherzog⸗ 
thum Baden, welche gegen Einlagen Renten oder Capitalien ge— 
währt (1835). 

Im Ganzen alſo je zehn Prämien- (Actien)- und Gegenſeitig⸗ 
keits⸗Geſellſchaften von Bedeutung; außerdem eine Anzahl nur lokaler 
Feuerverſicherungs-Vereine auf Gegenſeitigkeit. 

Auf Preußen entfallen alſo hiervon fünf Actiengeſellſchaften, 
davon drei für die Feuer-, und je eine für die Hagel- und die 
Lebens-Verſicherung, und eine Gegenſeitigkeits-Geſellſchaft, gleich- 
zeitig für Feuer- und für Hagel-Verſicherung. 

Das Jahr 1836 bezeichnet für uns den Abſchluß einer Haupt⸗ 
Periode in der Entwicklung des Verſicherungsweſens. Denn die 
ſeit den Karlsbader Beſchlüſſen in Deutſchland eingetretene rück— 
läufige politiſche Bewegung begann von da ab ſich auf unſer Wirth⸗ 
ſchaftsgebiet zu erſtrecken, und fand für Preußen in dem Geſetz, 


*) Die Geſellſchaft erhielt gleichfalls ein ausſchließendes Privilegium 
auf 15 Jahre. 


betreffend das Mobiliar-Feuerverſicherungsweſen vom 8. Mai 1837 
ihren Ausdruck. Conceſſionsweſen im Ganzen und im Einzelnen, 
und polizeiliche Ueberwachung traten an die Stelle der bisherigen 
freieren Bewegung. Wenn ſich trotz alledem das Privatverſicher— 
ungsweſen zu einer ſo hohen Blüthe, zu einer ſo koloſſalen, 
in alle Verhältniſſe des bürgerlichen Lebens aufs Tiefſte ein— 
greifenden Ausdehnung entwickelt hat, ſo iſt dies ein Beweis der der 
Idee der Verſicherung inhärenten organiſchen Geſtaltungskraft. 
Begünſtigt wurde dieſe Entwicklung indeſſen durch den nun be— 
ginnenden und ſich mit Rieſenſchritten ausdehnenden Bau von 
Eiſenbahnen, welchen ſich die Erfindung des elektriſchen Telegra— 
phen als eines der außerordentlichſten Verkehrsmittel anſchloß. 
Raum und Zeit haben hierdurch für das Verſicherungsweſen faſt 
aufgehört, Hinderniſſe zu ſein. Die Seetransportverſicherung iſt 
ihrer Natur nach, und die Feuerverſicherung ſeit Legung der ſub— 
marinen Kabel international. 

Es erſcheint nicht nothwendig, dies hier im Einzelnen bis 
auf den heutigen Tag zu verfolgen. Es genügt die Angabe, daß 
gegenwärtig (1880) in Deutſchland von inländiſchen Privatgeſell⸗ 
ſchaften thätig find: 

1) in der Feuer⸗Verſicherung 14 auf Gegenſ., 18 auf Actien, 


2) „B „gKLebens⸗ = 8 5 12 „ 
3) „ „. Sögel > 25 = 6 
4) „ „Transport- „ da + 3 
B Unfalls Er A = 1 


6) Gemiſchte u. div. Branchen 43 „ > e 


zuſammen 128 auf Gegenſ., 130 auf Actien, 
dazu 7) Lokal⸗Vereine aller Art 3026. 

Dieſe Geſellſchaften erhoben im genannten Jahre an Beiträgen 
reſp. Prämien: die gegenſeitigen ohne die Lokalvereine ca. 52, die 
Actien⸗Geſ. ca. 133 Millionen Mark. (Dazu traten noch 15 Rück⸗ 
verſicherungs-Actiengeſellſchaften, an welche etwa 11½ Million an 
Prämien abgegeben wurden.) An Schäden zahlten jene: c. 30½, 
dieſe c. 84½ Million Mark. 

Jene, unter Nr. 6 „gemiſchte und diverſe Branchen“ aufge— 
führten Geſellſchaſten enthalten theils diejenigen, welche z. B. neben 
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der Feuer⸗ auch die Transport oder Glas⸗Verſicherung oder neben 
der Lebens- auch die Unfall- oder Transport⸗Verſicherung betreiben, 
theils diejenigen Arten der Verſicherung, welche gegen die Gefahr 
aus juriſtiſchen Ereigniſſen geſchloſſen werden, z. B. Hypotheken-, 
Credit⸗, Werthspapier⸗Auslooſung⸗, u. ſ. w. Verſicherung. Es fehlt 
aber an ſtatiſtiſchen Angaben über dieſelben; wir haben uns daher 
auf dieſe Geſammtangabe beſchränken müſſen. 


Zweites Kapitel. 


Adolph Wagner. 


Dieſen Thatſachen gegenüber, durch welche die Leiſtungs— 
fähigkeit des Privatverſicherungsbetriebes auf das eviden— 
teſte dokumentirt wird, hat Adolph Wagner, und zwar vor Bekannt⸗ 
machung des „Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Verſicherung 
der in Bergwerken, Fabriken und anderen Betrieben beſchäftigten 
Arbeiter gegen die Folgen der beim Betriebe ſich ereignenden Unfälle“, 
durch welchen nach der Abſicht des Reichskanzlers, welcher Bundes— 
rath und Reichstag zugeſtimmt haben, die Unfallverſicherung dem 
Privatbetriebe entzogen und zu einem Regal der Staatsgewalt 
(ob eine Reichs- oder mehrere Landesanſtalten, iſt hier gleich— 
gültig) gemacht werden ſollte, in einer Monographie „der Staat 
und das Verſicherungsweſen“, Tübingen 1881 bei H. Laupp, die 
Behauptung aufgeſtellt und wiſſenſchaftlich zu begründen verſucht: 

„die Verſicherung iſt ihrer Natur nach kein Ge— 
ſchäft, das der „freie Verkehr“ übernehmen und 
ausführen ſoll. Sie iſt eine „öffentliche Ein— 
richtung“ und muß als ſolche behandelt werden.“ 

Dieſe Anſicht kann nur im Zuſammenhange mit Wagner's 
wiſſenſchaftlicher Stellung in der Nationalökonomik überhaupt ver⸗ 
ſtanden werden, weshalb wir dieſe zuvörderſt darlegen müſſen. 
Wagner hat ſich (vgl. die Einleitung zu ſeiner „Grundlegung“, 
Leipzig und Heidelberg bei Winter, 1879) die Aufgabe geſtellt: 
„an Stelle des phyſiokr. Smith'ſchen Syſtems einen Neubau zu 
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ſetzen“ und will dies auf ſyſtematiſchem und dogmatiſchem Wege 
erreichen, eine Arbeit, welche er für „ebenſo wichtig und gewiß nicht 
für minder ſchwierig hält, als die monographiſch-ſpecialiſtiſche Arbeit“. 
Da nun Smith das Individuum in die Mitte geſtellt und zum 
Zweck des Gemeinſchaftslebens gemacht hat, ſo will er umgekehrt 
nach den Bedingungen des wirthſchaſtlichen Gemeinſchaftslebens 
die Sphäre der wirthſchaftlichen Freiheit des Individuums beſtimmen. 
Ihm iſt die Aufgabe unſerer Zeit in dem Worte von Nodbertus 
enthalten: „die Volkswirthſchaft muß wieder mehr Staats wirth— 
ſchaft werden“. Demgemäß verlangt er auch eine dem Geſammt— 
bedürfniß des Volks entſprechende Geſtaltung der wirthſchaft— 
lichen Rechtsordnung, der Beſitz- und Erwerbsordnung 
durch den Staat ($ 55). Dieſer Aufgabe entſprechend will er 
die weltwirthſchaftliche — auf den günſtigeren phyſikaliſchen Mo— 
menten des maritimen Communications- und Transportweſens 
beruhende, daher ältere, zum internationalen Verkehr und Güter: 
austauſch hindrängende, der Freihandelstheorie günſtige — Ent— 
wicklung hinter die volkswirthſchaftliche zurückgeſtellt wiſſen. 

Sein Gedankengang iſt nun in Weiterem folgender: 

Von den beiden volkswirthſchaftlichen Problemen der größt— 
möglichen Produktion der Güter und der guten Vertheilung des 
Volks⸗Einkommens ſei bisher vornehmlich das Erſtere in der Theorie 
und zwar durch den ökonomiſchen Individualismus berückſichtigt 
worden. Erſt der ökonomiſche Sozialismus, d. h. das Prinzip der 
Ordnung der Geſellſchaft und Volkswirthſchaft zunächſt nach den 
Bedürfniſſen dieſer als Totalitäten oder von Geſellſchaftswegen, habe 
das Verdienſt, das zweite in den Vordergrund geſchoben zu haben. 
Aber der Zuſammenhang beider Probleme ſei nicht genügend be— 
rückſichtigt, was erſt er zu thun ſich beſtrebe, und womit er zugleich 
die Grundlage für die volkswirthſchaftliche Beurtheilung des Pri— 
vateigenthums, beſonders des privaten Capital- und Grundeigen— 
thums gewinne. Die Vertheilung des Volks-Einkommens, im 
wirklichen Leben das Ergebniß des auf Grund einer beſtimmten 
Rechtsordnung und eines beſtimmten Zuſtandes der Sittlichkeit 
und der Volksſitte, geführten Kampfes entgegengeſetzter Intereſſen, 
laſſe ſich praktiſch vornehmlich durch den Staat mit ſeiner Zwangs⸗ 
gewalt beeinfluſſen oder in gewünſchter Richtung verändern; und 
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zwar dreifach: erſtens, durch Veränderungen des dem privatwirth— 
ſchaftlichen Verkehr zu Grunde liegenden Rechts; zweitens, durch 
eine beſtimmte Finanz- und Steuerpolitik des Staates; drittens, 
durch unmittelbares Dazwiſchentreten des zwangsgemeinwirthſchaft⸗ 
lichen Syſtems in dem Produktions- und Vertheilungsprozeß der 
Güter, d. h. durch neue oder vermehrte Uebernahme bezüglicher 
(auch materieller) Thätigkeiten als „öffentliche“ auf den Staat, 
die Gemeinde und auf die ſonſtigen „Selbſtverwaltungskörper“. 

Im Verlauf ſeiner Darſtellung giebt Wagner nun als 
die eigentlichen organiſchen Zwecke der Zwangsgemeinwirthſchaft 
„Staat“ an: 

A. den Rechts- und, damit verbunden, den Machtzweck, 

B. den Cultur- und Wohlfahrtszweck. 

Beide bedingen ſich gegenſeitig und ſind der Ausfluß der 
ſittlichen Aufgabe des Staats als der höchſten Form menſchlicher 
Gemeinſchaften. Für die volkswirthſchaftliche Betrachtung des Staats 


müſſen ſie aber unterſchieden werden. Der Rechts- und Macht⸗ 


zweck iſt ſein Hauptzweck, und alle zu deſſen Erfüllung dienenden 
Thätigkeiten, welche er früher vielfach mit den Privaten theilte 
(Juſtiz, Polizei, bewaffnete Macht), ſind im Laufe der geſchichtlichen 
Entwickelung und aus dem inneren Grunde, daß das Recht ein 
eines ſein und einheitlich gehandhabt werden muß, principiell aus⸗ 
ſchließlich dem Staate vorbehalten und können von Andern nur in 
ſeinem beſonderen Auftrage ausgeübt werden. 

Der Cultur⸗ und Wohlfahrtszweck ſteht in zweiter Linie und 
kann erfahrungsgemäß auf ein Minimum reducirt werden. Als 
das Ziel des modernen Culturſtaats der europaiſchen Civiliſation 
bezeichnet Wagner unter Berufung auf W. v. Humboldt: möglichſt 
nur die allgemeinen Bedingungen für die Entwicklung des ſelbſt⸗ 
thätigen Individuums zu erfüllen und dadurch unter Erhaltung der 
„Eigenthümlichkeit der Kraft und der Bildung“ des Ein— 
zelnen, einen immer größeren Theil der Bevölkerung zum Mit⸗ 
genuß an den Culturgütern zu erheben. Dem entſprechend ſind die 
Leiſtungen des Staats doppelter Art: Herſtellung von Einrichtungen 
und Anſtalten, welche mittelbar die genannten Intereſſen durch Beſei— 
tigung von Hinderniſſen fördern (3. B. Waſſeranlagen, Straßen⸗ 
bauten), oder ſolche, welche von den Staatsangehörigen unter 
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beitimmten Bedingungen unmittelbar zur Bedürfnißbefriedigung 
benutzt werden können (3. B. Schulen, Verkehrsanſtalten). 

Ein Theil dieſer Staatsleiſtungen zur Durchführung des 
Cultur⸗ und Wohlfahrtszwecks bildet im engeren Sinne die ſoge⸗ 
nannte volkswirthſchaftliche Verwaltung. Wagner weiſt dieſer u. a. 
das Verkehrsweſen zu und zählt zu letzterem: Maaß und Gewicht, 
Münze, Banken, Verſicherungs-, Communications- und Trans⸗ 
portweſen. (Inwiefern das Verſicherungsweſen von dem Verkehrs⸗ 
weſen ſpezifiſch verſchieden ift, werden wir jpäter zeigen.) 

Beide Staatszwecke drängen nach ertenfiver und intenfiver 
Ausdehnung, der Machtzweck mehr aus inneren, der Culturzweck 
mehr aus äußeren, praktiſchen Gründen. Dennoch will Wagner 
auch letzteren cine innere Nothwendigkeit vindiciren und zwar weil 
er glaubt, daß in dem uralten Streit zwiſchen der Freiheit des 
Individuums und ſeiner Beſchränkung durch die Allgemeinheit wir 
uns jetzt in einer rückläufigen, dem Ueberwiegen der Beſchränkung 
zugeneigten Periode befinden. Dieſe Anſchauung, in Verbindung 
mit dem Eindruck, welchen die Ausſchreitungen der Spekulation gleich 
nach dem franzöſiſchen Kriege auf ihn hervorgerufen haben, bringt 
Wagner zu der äußerſt gefährlichen Conceſſion an den extremen 
Sozialismus: das Privateigenthums recht an Grundſtücken, 
namentlich an ſtädtiſchen, aufheben und in ein allge— 
meines umwandeln zu wollen, jo daß dem bisherigen Eigen- 
thümer als Entſchädigung nur ein Rentenbezug gewährt wird. — 

In einer von ihm auf der evangeliſch-lutheriſchen Conferenz 
vom 12. October 1871 gehaltenen Rede über die ſociale Frage 
ſagte Wagner wörtlich: 

„In neueſter Zeit zeigt ſich bei uns namentlich in der 
Bauplatzſpekulation und in der Steigerung der Wohnungs- 
miethen in den großen Städten ein bisber zwar wiederum 
rechtlich geſtatteter, aber nichts deſto weniger ökonomiſch un⸗ 
gerechtfertigter und ſittlich unerlaubter Mißbrauch des Grund» 
eigenthumsrechts. Das letztere kommt hier als wahres Mo⸗ 
nopol mit allen ſchlimmen Folgen deſſelben zur Geltung. 
Daſſelbe gilt von den prelleriſchen Miethsſteigerungen, die 
namentlich von Häuſerſpekulanten vorgenommen werden, nur 

um bald das eben gekaufte Haus wieder zu einem, dem 
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höheren Miethsertrag entſprechenden Kapitarwerth loszuſchlagen. 

Durch die Bauplatzſpekulation, welche den Baugrund vor— 

enthält, wird dieſe Miethsſteigerung weſentlich mit begünſtigt. 

Dem Publikum bleibt nichts übrig, als ſich vom „Hausherrn“ 

das Fell über die Ohren ziehen zu laſſen. .... Vielleicht 

wird eine Reform des ſtädtiſchen Grundeigenthumsrechts durch 
die Staatsgeſetzgebung nicht lange mehr ausbleiben können. 

Weitgreifende Ideen verbreiten ſich ſelbſt bei ſolchen Volks⸗ 

wirthen, welche der Staatseinmiſchung in Privatrechtsver⸗ 

hältniſſe, einem der Hauptverlangen der Sozialiſten, bisher 
am meiſten abhold waren.“ 

Auf die von Oppenheim hiergegen gerichtete Kritik antwortete 
Wagner in ſeinem „Offenen Brief“ vom 10. April 1872, noch 
weiter gehend, unter Anderem Folgendes: 

„Freilich ſage ich Ihnen gleich offen, daß meine dor— 
tigen Erörterungen vornehmlich zu Gunſten des ländlichen 
Grundeigenthums gelten und im ſtädtiſchen, vor Allem im 
großſtädtiſchen Grund- und Hauseigenthum die Frage mannig— 
fach anders liegt. Der Uebergang des ſtädtiſchen Grund— 
eigenthums in die Hände geriebener Spekulanten, die ihre 
„wohlverdienten“ Börſengewinnſte auf dieſe Weiſe ſicher ſtellen, 
oder die das Hauseigenthum wechſeln, wie den Werrhpapier— 
beſitz, und durch die Daumenſchraube der Miethprellerei 
raubartige Einkommensübertragungen der nicht-grundbeſitzenden 
auf die grundbeſitzenden Klaſſen erpreſſen, — dieſer Ueber— 
gang liefert allerdings gefährlichere Argumente zu Gunſten 
der Theſe der Sozialdemokratie, als Alles, was die letztere 
in allen ihren Kongreſſen zuſammengenommen vorgebracht hat. 
Der Monopolcharakter des Grundeigenthums tritt da zu deut— 
lich und Dank der ſittlichen und Bildungsqualität vieler der 
betreffenden Beſitzer auch zu ſchamlos hervor. . . Dauern 
dieſe Zuſtände an, ſo wird allerdings die tiefgreifende Re— 
form des Eigenthums nicht ausbleiben können, vielleicht ſelbſt 
der Uebergang des Grundeigenthums der Großſtädte 
an die Gemeinde oder den Staat.“ 


Inwieweit ſolche Anſchauungen Wagner geeignet erſcheinen 
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laſſen, als Neubaukünſtler an Stelle Adam Smith's zu treten, wollen 
wir hier nicht weiter unterſuchen. 

Dieſen Standpunkt hat Wagner noch bis in die neueſte Zeit 
feſtgehalten. Ju ſeiner „Grundlegung“ 2. Auflage, 1879, leſen 
wir ($ 357): 

„Die üblichen Rechtfertigungsgründe, welche vom Stand» 
punkte des volkswirthſchaftlichen Produktionsintereſſes und zum 
Theil auch vom Standpunkte richtiger Sozialpolitik aus für 
privates Grundeigenthum ſprechen und zugleich die geſchicht— 
liche Entwickelung der Inſtitution mit erklären, verlieren für 
ſtädtiſches Grund⸗ und Hauseigenthum, wenigſtens in den 
Städten und beſonders wieder in den Großſtädten nach den 
obwaltenden Wohnungsverhältniſſen und dem Stande der 
Technik ihre Bedeutung bei uns jo gut wie vollſtändig“. 
Und im $ 361 faßt er die Ergebniſſe ſeiner Unterſuchungen 

dahin zuſammen: 

„Vom ſozialpolitiſchen und vom Vertheilungsintereſſe aus 
betrachtet, wäre daher die Beſeitigung dieſes Eigen— 
thums eher erwünſcht als unerwünſ cht... Die all⸗ 
mälige Annäherung an dieſes Ziel iſt nach dem Dargelegten 
auch nicht mit ſo unüberwindlichen Schwierigkeiten verbunden, 
als es ſcheinen könnte. ... Die praktiſche Verwirklichung 
der Maßregel, vollends in allgemeinerer Ausdehnung, iſt 
ſicherlich für irgend abſehbare Zeit noch nicht zu erwarten: 
aber, was eben für die wiſſenſchaftliche Auffaſſung das Wich— 
tige iſt, nicht weil dieſe Verwirklichung unerwünſcht, auch nicht 
weil ſie unmöglich, und nicht einmal in erſter Linie, weil ſie 
ſo außerordentlich ſchwierig wäre, ſondern weil die Forderung 
faſt noch keine Unterſtützung in der öffentlichen Meinung findet. 
Mit anderen Worten, nicht am Können, ſondern am 
Wollen fehlt es“. 

Jene, dem Culturzweck des Staats inhärente Eigenſchaft des 
Drängens nach extenſiver und intenſiver Ausdehnung nöthigt Wagner 
alſo, nach und nach alle Gebiete der öffentlichen Thätigkeit in ſein 
Bereich zu ziehen. Er giebt zu, daß hier von Fall zu Fall 
eine Prüfung einzutreten habe, und, da er der Anſicht iſt, daß jetzt 
für das Verſicherungsweſen die Zeit gekommen ſei, wo es 
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in Erfüllung des ſtaatlichen Culturzwecks aus der privaten 
in die öffentliche Wirthſchaft übergeführt werden müſſe, 
ſo ſchickt er ſich an, dieſe Prüfung zu vollziehen, was denn in 
der bereits citirten Monographie von ihm geſchehen iſt. — 

„Was praktiſch nicht durchführbar, iſt theoretiſch nicht haltbar.“ 
So jagt Wagner ſelbſt, und hiernach wollen wir bei Prüfung und 
Beurtheilung ſeiner Gründe verfahren. 

Seit dem Eiſenacher Congreß der Kathederſocialiſten (1873) 
hat Wagner auf der damals betretenen Bahn einen großen Fort- 
ſchritt gemacht. In dem von ihm erſtatteten Referat über das 
Actiengeſellſchaftsweſen ſpielt das Verſicherungsweſen noch eine 
ziemlich nebenſächliche Rolle. Allerdings kam er auch damals ſchon 
durch die in ſeiner zweiten Theſe ausgeſprochene (nicht bewieſene) 
Behauptung: daß die hauptſächlichſten Mißſtände bei Gründung 
und Verwaltung von Actiengeſellſchaften in einer unpaſſenden Aus⸗ 
dehnung ihres Gebiets zu ſuchen ſeien, zu der Anſicht, daß dies 
eine doppelte Einſchränkung erfahren müſſe; einmal durch Begünſti⸗ 
gung des Genoſſenſchafts- reſp. des Gegenſeitigkeits-Princips, zweitens 
aber und hauptſächlich dadurch, daß die öffentliche Unter— 
nehm ung an die Stelle der „factiſch ein Monopol ausübenden“ 
Actiengeſellſchaften trete, namentlich auch auf den Gebieten des 
Verkehrsweſens, ſowie der Anſtalten für locale und wirthſchaftliche 
Gemeinſchaftsbedürfniſſe (Gas, Waſſerwerke, Markthallen, Vieh⸗ 
märkte u. ſ. w.) und endlich des Bank- und Verſicherungs⸗ 
weſens (Theſe 3, 4 und 6). Der von Wagner auf Grund dieſer 
Theſen formulirte Antrag wurde mit unweſentlicher redactioneller 
Aenderung mit ſchwacher Majorität angenommen und enthielt den 
Schlußſatz: 

„Außerdem (nämlich den eben bezeichneten Gemeinſchafts— 
bedürfniſſen) findet dieſelbe (die öffentliche Unternehmung) 
auch im Bank- und Verſicherungsweſen neben Erwerbs⸗ 
geſchäften und Genoſſenſchaften oft eine paſſende Thätigkeit.“ 
Wir wüßten wirklich nicht, was ſich hiergegen vom legis⸗ 

latoriſchen Standpunkt, wenigſtens auf dem Gebiete der Feuerver— 
ſicherung einwenden ließe; der öffentliche Betrieb derſelben (Immobi— 
liarverſicherung) iſt über zwei Jahrhunderte alt, hat ſich ſeiner Zeit 


— 30 — 


als ſegensreich erwieſen, und wenn man meint und wünſcht, 
daß ihm neben den Actien- und Gegenſeitigkeits-Geſellſchaften oft 
eine paſſende Stelle gegönnt werden möge, ſo iſt dem nur zuzu— 
ſtimmen. 

Dieſe paſſende Stelle iſt unſerer Meinung nach die 
Erhaltung der öffentlichen Societäten in ihrem Beſitzſtande als 
Immobiliar-Gegenſeitigkeits-Geſellſchaften. Als ſolchen mag ihnen 
der öffentliche Charakter gewahrt bleiben. Soweit ſie ſich auf 
die Verſicherung von Mobilien eingelaſſen haben, ſind ſie als Privat— 
anſtalten zu betrachten, und es wäre für die Klarlegung der Si— 
tuation durchaus wünſchenswerth, daß ſie dieſen in allen Beziehun— 
gen gleichgeſtellt würden. 


Zu einer Neucreirung öffentlicher Societäten liegt eine Ver— 
anlaſſung überall nicht vor. — 


Wagner ſtand damals dem Verſicherungsweſen noch ſehr 
unbefangen gegenüber. Er kannte ſo gut wie gar nichts davon — 
praktiſch nichts davon zu verſtehen hat er ja auch vor Kurzem 
noch öffentlich eingeſtanden, — und namentlich hatte die im Er— 
gänzungsheft IV zur Zeitſchrift des Königlich Preußiſchen Statiſtiſchen 
Bureau's erſchienene Abhandlung: „Die öffentlichen Feuerverſiche— 
rungs⸗Anſtalten in Deutſchland und ihre rechtliche Stellung gegen- 
über den Privat⸗Feuerverſicherungs Geſellſchaften“ von v. Hülſen und 
Brämer ihren Einfluß auf ihn noch nicht ausüben können, weil 
— ſie damals noch nicht erſchienen war. Seitdem aber dieſe, wie 
wir einräumen, ſehr geſchickt abgefaßte Parteiſchrift ans Licht 
getreten iſt (1874), hat ſie ſowohl in ihrem ſtatiſtiſchen, wie in 
ihrem volkswirthſchaftlich-juriſtiſch-deductiven Theil beſtimmend 
auf Wagner eingewirkt. Er glaubt in ihr die Quinteſſenz aller 
Aſſecuranzerfahrung und Theorie gefunden zu haben, und alſo 
nichts beſſeres thun zu können, als in verba magistrorum zu 
ſchwören. Dabei überſieht er aber, daß der Hülſen-Brämer'ſche 
Standpunkt ein höchſt einſeitiger iſt, und daß die ſtatiſtiſchen Nachweiſe 
unhaltbar ſind. Er hat den Fehler begangen — und das machen 
wir ihm, als einem berufsmäßigen Forſcher der Wiſſenſchaft, als dem 
Inhaber eines ordentlichen Lehrſtuhls an der Berliner Umiverfität, 
zum ſchweren Vorwurf, daß er nicht auf die Quellen zurückge— 
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gangen iſt, ſondern den Inhalt des Bechers in gutem Glauben als 
unverfälſchtes Getränk genoſſen hat. — — 

Wagner knüpft nun in ſeiner in Rede ſtehenden Brochüre 
an das bekannte Rundſchreiben des Reichskanzlers vom 4. Auguſt 
1879 an, und ſpricht zunächſt ſeine Verwunderung darüber aus, 
daß ein großer Theil der Fachpreſſe darin die Anbahnung einer 
Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens erblickt habe, während doch 
von einer ſolchen nichts darin zu leſen ſei, und er ſchreibt dies dem 
engen Zuſammenhang dieſer Preſſe mit den Gewerbeintereſſen des 
Verſicherungs-„Geſchäfts“ zu. Auch ſein principieller Gegner Hopf“) 
meint, daß durch das Schreiben die Vermuthung erweckt ſei, als 
ſolle es die Einleitung zu einer ſchließlichen Verſtaatlichung bilden, 
während es doch mit keiner noch ſo verſteckten Andeutung darauf 
himweiſe, und bringt dies mit der ſtarken Empfänglichkeit der Zeit 
für ſolche Ideen in Verbindung. Aber, ganz abgeſehen von den 
bei dem Reichskanzler von gewiſſer Seite vorausgeſetzten Ideen 
über die Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens, iſt Wagner der 
Anſicht, daß eine principiell veränderte Organiſation deſſelben ernſt— 
lich in Frage komme, ſowohl aus tieferen, in der Natur dieſes 
wirthſchaftlichen Gebietes liegenden Gründen, als wegen der inhä- 
renten Mängel ſeiner jetzigen Einrichtung. 

Wir haben im Eingange dieſer Schrift geſagt, daß das onus 
probandi in der Regel dem obliege, welcher eine Veränderung des 
beſtehenden Zuſtandes herbeizuführen wünſcht. Wagner ſtimmt 
damit überein. Er fühlt, daß ihm der Beweis für die Güte und 
innere Nothwendigkeit ſeiner Verbeſſerungspläne obliege, und er 
verſucht ihn zu führen. 

Die Prüſung dieſer Beweisführung iſt unſere Aufgabe. 


*) Aufgaben der Geſetzgebung im Gebiete der Feuerverſicherung von 
Dr. juris J. Hopf, Bevollmächtigtem der Feuerverſicherungsbank für Deutſch⸗ 
land zu Gotha. Berlin bei Reimer 1880. Dieſe Schrift erſchien kurz vor 
der Wagner's, welcher ſie mehrfach citirt und ihre Objectivität anerkennt. Daß 
Hopf, ein ebenſo ausgezeichneter Praktiker, wie Theoretiker ſeines Faches, 
obgleich Director einer auf dem Princip der Gegenſeitigkeit beruhenden An⸗ 
ſtalt, kein grundſätzlicher Gegner des Actienprincips iſt, läßt ſeine Schrift 
klar erkennen, und war auch von einem ſo unbefangenen Beurtheiler gar nicht 
anders zu erwarten. 


—— 
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Drittes Kapitel. 


Die Natur der Derficherung. 


Die volkswirthſchaftliche Natur der Verſicherung beſteht in 
der Vertheilung der, den Einzelnen treffenden vermögensnachtheiligen 
Folgen eines zufälligen Unglücks auf die — entweder nur thatſächliche 
oder auch gleichzeitig rechtliche — Gemeinſchaft der Verſicherten; ſie 
iſt nur thatſächlich bei den Actien-, gleichzeitig rechtlich jedoch bei den 
Gegenſeitigkeits-Geſellſchaften. 

Die Verſicherung unterſcheidet ſich demzufolge von der ihr nur 
äußerlich ähnlich ſcheinenden Wette oder dem Spiel durch das ihr 
innewohnende ethiſche Element, welches jenen gänzlich fehlt. 
Sie erhält den Beſitzſtand des, einen integrirenden Theil des 
Ganzen bildenden Einzelnen, und befähigt ihn ſo, ſeine ihm als 
Staatsbürger, wie als Familienvater obliegenden, in Gelde ſchätz— 
baren Pflichten zu erfüllen. Dieſer erhaltende Charakter be— 
beſtimmt auch ihre Grenze; ſie ſoll der Regel nach kein Mittel zur 
Bereicherung ſein. Der bei der Seetransportverſicherung vorkom— 
mende verſicherbare, in der techniſchen Aſſecuranzſprache „imaginär“ 
genannte Gewinn iſt nur als eine Ausnahme aufzufaſſen und darf 
nicht als ein auf die Landverſicherung übertragbarer Grundſatz an— 
geſehen werden. 

Mit dieſem ethiſchen Element ſteht der der Prämien-Verſicherung 
eigene und characteriſtiſche zug der Speculation auf beiden 
Seiten nicht im Widerſpruch. Der Verſicherte hofft: im Unglücks 
falle mehr herauszubekommen, als er durch Zahlung der Prämien 
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ſeinerſeits geleiſtet hat, und der Verſicherer hofft: daß die Summe 
der von ihm eingenommenen Prämien größer ſein werde, als die 
Summe der von ihm für die einzelnen Unglücksfälle zu vergütenden 
Schäden. 

Die Speculation des Verſicherten gründet ſich ethiſch auf die 
Verhütung der Folgen eines als möglich vorausgeſetzten Unglücks⸗ 
falles durch die freiwillige Hingabe eines — wenn auch nur kleinen 
Theiles ſeines Einkommens, auf deſſen Genuß er alſo verzichtet. 
Es iſt ein unnützes Opfer, wenn dieſer Unglücksfall überhaupt nicht 
eintritt. Bei dem Normalfall der Lebensverſicherung iſt der Unglücks⸗ 
fall das zu frühe Eintreten des Todes, wodurch eben der Spar⸗ 
prozeß, durch welchen der Nachlaß auf eine beſtimmte Summe ge- 
bracht werden ſoll, unterbrochen, und die Erreichung des Zieles un⸗ 
möglich gemacht wird. In der Sicherheit, dieſes Ziel trotz des zu 
frühen Todes zu erreichen, liegt eben das ethiſche Moment dieſer 
Verſicherung. 

Das ethiſche Moment in der Spekulation des Verſicherers 
beſteht dagegen in dem Schutz, den er den einzelnen Verſicherten 
gegen die Folgen des eingetretenen Unglücksfalles gewährt, gleich— 
viel, wie hoch das ihm von dieſen dagegen gewährte Opfer ſei; 
er zahlt ohne Rückſicht darauf, ob er die Prämie einmal oder wie 
oft empfangen hat, ohne Rückſicht darauf, um wieviel etwa der 
Schade die empfangene Prämie überſteigt. 

Dieſes Moment der Spekulation characteriſirt daher die Ver⸗ 
ſicherung als ein objectives Handelsgeſchäft auf Seiten des Ver— 
ſicherers, als ein ſubjectives auf der der Verſicherten, auch wenn 
die Verſicherung in der Form einer Gegenſeitigkeitsanſtalt auf⸗ 
tritt, bei welcher die Gemeinſchaft der Verſicherten die Stelle 
des Verſicherers dem einzelnen verſicherten Mitglied gegenüber 
übernimmt.“) ’ 

Wahrer Gegenſtand der Verſicherung ift daher auch keines⸗ 
wegs die Sache ſelbſt, oder die Perſon, welche als „verſichert“ im 
techniſchen Sinne bezeichnet wird, ſondern das Vermöͤgensintereſſe, 
*) Die frühere Anſchauung, der zu Folge jeder Theilnehmer gleichzeitig 
in dem Rechtsverhältniß eines Verſicherers und eines Verſicherten ſteht, und 
welche z. B. in den Reglements der öffentlichen Feuerverſicherungs⸗Societäten 
Preußens Ausdruck gefunden hat, iſt nicht correct. 
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welches an deren Erhaltung oder deren Leben geknüpft iſt, und 
welches durch einen möglicherweiſe überhaupt oder möglicherweiſe 
zu früh eintretenden Unglücksfall bedroht iſt. 

Der Verſicherung fehlt ſomit das Merkmal der Körper— 
lichkeit. 

Aus allem dieſem ergeben ſich nun eine Reihe, das Inſtitut der 
Verſicherung eigenthümlich charakteriſirender Momente: 

1. Die Gefahr, gegen deren Folgen Verſicherung genommen 
und gegeben wird, muß möglichſt vertheilt werden, damit der durch 
ihren nicht gehofften Eintritt herbeigeführte Schade in möglichſt 
enge Grenzen gebannt werde, und die vom Verſicherer rechtlich 
übernommene Erſatzleiſtung auch factiſch möglich bleibe. 

Das Princip der Vertheilung der Gefahr nimmt im Ver— 
ſicherungsweſen dieſelbe Stelle ein, wie das der Theilung der Arbeit 
bei den übrigen menſchlichen Thätigkeiten. Jenes iſt nur objektive, 
dieſes ſubjektive Ausdrucksweiſe. Die Uebernahme der überhaupt 
vorhandenen Geſammtgefahr iſt die Geſammtaufgabe oder Arbeit 
aller Verſicherer, welche dieſelbe nach Maßgabe der den Einzelnen 
zu Gebote ſtehenden Mittel unter ſich vertheilen und ſo ihre Auf— 
gabe löſen oder ihre Arbeit thun. 

Dieſem Grundprincip verdankt die Mitverſicherung und die 
aus ihr hervorgegangene Rückverſicherung ihre Entſtehung und 
ſyſtematiſche Ausbildung. Indem alſo die Geſammtgefahr in eine 
unermeßliche Zahl einzelner Gefahrsobjekte getheilt oder aufgelöſt 
wird, übernimmt der einzelne Verſicherer den auf ihn entfallenden 
Theil, ſo daß er — zumal wenn dieſe Uebernahme freiwillig 
iſt — nicht zu beſorgen braucht, es werde der Unfall, welcher eines 
dieſer Objecte ergriffen hat, ſich auf viele oder gar alle der von ihm 
übernommenen übertragen. Dadurch allein erreicht er die Gewißheit 
der Erfüllung ſeines Zweckes: mit ſeinen Mitteln den über— 
nommenen Verpflichtungen gerecht werden zu können. Wenn es 
ſich alſo z. B. um die Uebernahme der von den ſämmtlichen 
Häuſern einer Stadt dargeſtellten Gefahr des Unterganges durch 
eine Feuersbrunſt handelt, ſo iſt es die Aufgabe des einzelnen Ver— 
ſicherers, das Geſammtriſico in Vergleich zu ſeinen Mitteln zu ziehen, 
und wenn er findet, das jenes dieſe z. B. um das ſo und ſo viel— 
fache z. B. das zehn- oder zwanzigfache überſteige, ſo wird er eben 
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nur den verhältnißmäßigen Theil übernehmen konnen. Er wird alſo nur 
dieſen Theil und in weiterer Conſequenz dieſer Arbeitstheilung immer 
nur z. B. je das zehnte oder zwanzigſte Haus in Deckung nehmen. Die 
übrigen Theile werden dann nach demſelben Princip von den an— 
deren Verſicherern übernommen werden, indem z. B. der zweite 
Verſicherer je das 2., 11., 21. Haus u. ſ. w., der dritte je das 
3., 12., 22. u. ſ. w., u. ſ w. übernimmt. So theilen ſich die vorhan⸗ 
denen Verſicherer in die Arbeit der Gefahrsübernahme, indem ſie 
auf dieſe Weiſe ihre Leiſtung — den Schadenserſatz, jo vertheilen, 
daß die rechtlich übernommene Verpflichtung auch factiſch zu leiſten 
möglich iſt. 

Wagner zieht für ſeine Theorie der allgemeinen Zwangsbetheili— 
gung das Beiſpiel der Stadt Berlin heran (S. 23), wo eine 
öffentliche Societät das geſammte Immobiliarvermögen, aber 
neunundzwanzig verſchiedene Privat-Anſtalten das Mobiliar— 
vermögen deckten, mit Summen von 160—3 Millionen, ja bis 
½ Million herab, und nennt das eine „ungemeine Zerſplitte— 
rung“ des Betriebes, durch welche große Koſtenſummen auf— 
gehäuft würden, welche volkswirthſchaftlich zum Theil als Verluſt— 
poſten gelten müßten. Dieſes Beiſpiel beweiſt aber weder für ihn 
noch gegen uns, denn die Theilung der Arbeit wird hier ſubjektiv 
von einer Gemeinſchaft von etwa 19000 Verſicherern übernommen 
und objectiv liegt in den ganzen Anlagen der Stadt, der Bauart 
der Häuſer, der Breite der Straßen, der räumlichen Ausdehnung 
des Complexes eine ſolche Vertheilung der Gefahr vor, daß ſelbſt 
das Zuſammentreffen einer ganzen Reihe ſehr unglücklicher Umſtände 
die Societät nicht in die factiſche Unmöglichkeit verſetzen würde, 
ihren Verpflichtungen den einzelnen Mitgliedern gegenüber nachzu— 
kommen. Das Beiſpiel Hamburgs, welches zur Deckung ſeines un— 
geheuren Schadens von 1842 eine noch heut nicht getilgte Anleihe 
aufnehmen mußte, beweiſt nur die Größe ſeines Credits; aber 
wahrlich nicht die Richtigkeit der Theorie von der allgemeinen Zwangs- 
betheiligung. Auch iſt das Außerft bedenkliche der nicht genügenden 
Vertheilung der Gefahr ſchon oft, auch im Schooße der ſtädtiſchen 
Vertreter gewürdigt, und der Wagner'ſche Vorſchlag, der ja impli- 
eite in ſeinen Darſtellungen liegt, auch die von jenen neunund— 
zwanzig Privatverficherern übernommene, im Mobiliarvermögen reprä— 
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ſentirte Gefahr auf die Societät zu übernehmen, kann ſicher fein, 
nicht einen ſachverſtändigen Vertheidiger zu finden. 

Wagner erkennt eben nicht, daß hier, völlig bewußt, das Princip 
der „nothwendigen Arbeitstheilung“ der wirkende Factor geweſen 
iſt, und es immer bleiben muß, wenn nicht die Zweckerfüllung durch 
zu große Inanſpruchnahme der Mittel zu einer faktiſchen Unmögs 
lichkeit werden ſoll. Die Arbeitstheilung iſt alſo auch hier eine innere 
d. h. in dem höchſt wünſchenswerthen Austauſch ihrer Produkte be— 
gründete Nothwendigkeit, und es können daher die dadurch her— 
vorgerufenen Unkoſten volkswirthſchaftlich keineswegs als 
Verluſtpoſten gelten, denn durch ihre Aufwendung werden eben 
die durch die Sache ſelbſt erſt entſtehenden realen und perſonellen 
Bedürfniſſe befriedigt. 

2. Die Gefahr muß häufig, oder mit einer gewiſſen Regel— 
mäßigkeit eintreten, damit der Grad der Wahrſcheinlichkeit ihres 
Eintritts überhaupt wenigſtens einer approximativen Schätzung unter— 
liegen kann. Bei der Lebensverſicherung iſt es (für den Normal— 
fall) die Gefahr eines den Geſetzen der Abſterbeordnung zuwider 
erfolgenden vorzeitigen Sterbens. welche der Taxirung nach den 
Regeln der Wahrſcheinlichkeitsrechnung unterliegt. 

3. Die Gefahr darf nicht vom Verſicherten ſelbſt herbeige— 
führt werden, da ſonſt ihm gegenüber kein Zufall vorliegt. 

4. Die Gefahr, gegen welche Verſicherung gegeben wird, 
muß genau bezeichnet ſein. Dieſe Gefahr kennt in der Regel nur 
der Verſicherte genau. Nur er wird in der Regel z. B. die See— 
tüchtigkeit ſeines Schiffes, die Feuergefährlichkeit ſeines Gewerbes, 
die von ihm überſtandenen Krankheiten ſpeciell kennen. Er muß 
daher den Verſicherer über alle einzelnen Momente der zu über— 
nehmenden Gefahr vollſtändig unterrichten, damit dieſer deren 
Größe auch vollſtändig zu überſehen vermag. 

5. Da die vom Verſicherer zu übernehmenden Gefahren in— 
dividuell höchſt verſchieden ſind, ſo muß der vom Verſicherten für 
die Uebernahme der von ihm offerirten Gefahr zu zahlende Preis 
derſelben adäquat ſein. 

6. Dieſer vom Verſicherten zu zahlende Preis kann aber nur 
der objectiv zu übernehmenden Gefahr adäquat ſein, denn nur 
für dieſe iſt eine Durchſchnittsgefahr vorhanden. Liegt eine 
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jubjective Gefahr, oder auch nur der Verdacht einer ſolchen vor: 
d. h. glaubt der Verſicherer annehmen zu können, daß der Ver— 
ſicherte den Unglücksfall, für deſſen vermögensnachtheilige Folgen 
er haften ſoll, ſelbſt herbeiführen werde, ſo iſt dieſer Gefahr 
gegenüber kein Kaufpreis mehr adäquat. 

7. Wegen der Möglichkeit dieſer jubjectiven Gefahr muß dem 
Privat-Verſicherer ein Wahlrecht bleiben, ob event. unter welchen 
Bedingungen er die angetragene Verſicherung überhaupt annehmen 
will. Dem öffentlichen Verſicherer dagegen kann ein ſolches nicht 
zugeſtanden werden. Denn das Fundament aller öffent⸗ 
lichen Anſtalten, ſie mögen einen Zweck haben, welchen ſie 
wollen, beſteht darin, daß bei ihnen „die Pflicht und nicht 
das Recht im Sinne einer willkürlich auszuübenden Be— 
fugniß als der hauptſächlichſte Geſichtspunkt erſcheint.“ 
Sobald alſo ein Verſicherer die unbedingte Annahmepflicht auf— 
giebt und ſich ein Wahlrecht vindicirt, jo giebt er auch ſeinen Character 
als öffentlicher Verſicherer auf, und wird Privat-Verſicherer. Ob 
ein Verſicherer beide Eigenſchaften in ſich vereinigen könnte, und 
alſo z. B. für die Immobilien öffentlicher, für die Mobilien Privat— 
Verſicherer ſein, müßte im Princip verneint werden; daß es faktiſch 
vorkommt, rechtfertigt die Inconſequenz nicht. 

8. Der Verſicherte muß ein vermögensrechtliches Intereſſe 
an der Erhaltung des verſicherten Objectes haben; in der Regel wird 
es das des Eigenthümers, es kann aber auch das des Nutznießers, 
Pfandgläubigers, Pächters u. dgl. ſein. Das Intereſſe des Lebens— 
verſicherten beſteht darin, daß er ſeinen Nachlaß auf eine beſtimmte 
Summe bringen will; dieſe Summe fixirt er im Verſicherungs— 
vertrage; er kann ſeinen Zweck nur durch regelmäßige Anſammlung 
verhältnißmäßig kleiner Beträge erreichen, welche ihm der Ver— 
ſicherer verzinſt; er braucht zu dieſer Anſammlung eine beſtimmte 
Anzahl Jahre. Stirbt er früher, ſo iſt das an jener Summe 
am Tage ſeines Todes Fehlende, alſo die Differenz zwiſchen dem 
wirklich Angeſammelten und der Verſicherungsſumme, ſein Schade; 
denn er ftirbt ärmer, als er gewollt hat, ſein Nachlaß iſt die ver⸗ 
mögensrechtliche Fortexiſtenz ſeiner Perſon. Es handelt ſich alſo 
auch bei dem Normalfall der Lebensverſicherung um ſein — des 
Verſicherten — vermögensrechtliches Intereſſe, darum iſt auch fie 
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wahre Verſicherung, was wir hier beiläufig gegen Thöl, Dernburg, 
Endemann und einige andere bemerken. 

9. Da das vermoͤgensrechtliche Intereſſe durch den Tauſch— 
werth des (natürlich ſtets genau zu bezeichnenden, alſo individuell 
beſtimmten) Objects begrenzt iſt, ſo darf die Güter-Verſicherung nicht 
über dieſen Tauſchwerth hinausgehen. Das menſchliche Leben hat 
keinen Tauſchwerth; folglich kann auch das an ſeine Fortexiſtenz 
geknüpfte Intereſſe ſo hoch gegriffen werden, als es dem Verſicherten 
beliebt. Factiſch findet dies ſeine natürliche Grenze in zwei Mo— 
menten: dem der Aufbringung der Prämien und dem der Leiſtungs— 
fähigkeit des Verſicherers. Geſetzt auch: es könnte Jemand jährlich 
3 Millionen aus ſeinen Einkünften entnehmen und zur Zahlung der 
Prämien verwenden, ſo würde doch ſelbſt die Geſammtheit aller 
Verſicherungsgeſellſchaften der Erde ihm nicht einen Betrag von 
etwa 100 Millionen als Verſicherungsſumme garantiren können, 
weil das auf nur zwei Augen geſtellte Riſiko ein ganz unverhältniß⸗ 
mäßig großes und das Princip der Vertheilung der Gefahr völlig 
außer Acht gelaſſen wäre; die factiſche Möglichkeit der Erfüllung 
einer rechtlich zweifelloſen Verpflichtung würde dadurch in Frage 
geſtellt, und das widerſpräche eben der Natur der Verſicherung. 

10. Da die Verſicherung immer nur den Erſatz des wirk— 
lichen Schadens bezweckt, ſo bildet die Verſicherungsſumme auch 
immer nur die Grenze der Erſatzpflicht des Verſicherers, niemals 
den Gegenſtand derſelben. 

11. Gegenſtand der Erſatzforderung iſt vielmehr der erlittene 
Schaden, oder der Betrag des geminderten Tauſchwerths. 

12. Die Verſicherung gegen Prämie iſt ein abſolutes Handels— 
geſchäft auf beiden Seiten). Aber zwiſchen ihr und allen anderen 
Handelsgeſchäften beſtehen mehrere prineipielle Unterſchiede. 

13. Erſtens der, daß bei dieſen einer effectiven Leiſtung 
immer auch eine effective Gegenleiſtung gegenüberſteht, bei 
der Verſicherung dagegen der effectiven Leiſtung auf Seiten des 
Verſicherten nur das Verſprechen einer Gegenleiſtung Seitens 
des Verſicherers für einen möglichen Fall gegenübergeſtellt wird. 
Dies gilt nicht nur von der geſammten Güterverſicherung, ſondern 


*) Vgl. Allgemeines Deutſches Handelsgeſetzbuch. § 271, Ziffer 3. 
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auch von der Perſonenverſicherung, denn bei der letzteren iſt wenigſtens 
das quando ſtets incertum, wenn auch, wie bei der am häufigſten 
vorkommenden Form derſelben, der Verſicherung eines Capitals auf 
den Todesfall, das an allerdings certum iſt. 

14. Ein zweiter, tief einſchneidender Unterſchied iſt der, daß 
bei jeder anderen Art von Handelsgeſchäften der Kaufmann ſtets 
erklären kann: keine neuen Geſchäfte mehr abſchließen, ſondern nur 
die abgeſchloſſenen zu Ende führen zu wollen, ohne daß hierdurch 
das Weſen oder die Sicherheit der bereits abgeſchloſſenen Geſchäfte 
irgendwie alterirt würde. Denn es hat z B. auf die abgeſchloſſene 
Lieferung von Militairtuch für ein Regiment abſolut keinen Ein— 
fluß, ob der Lieferant bereits vorher für ein anderes Regiment eine 
derartige Lieferung übernommen hat, oder ob er eine ſolche in Zu— 
kunft übernehmen wird. Jedes einzelne Lieferungsgeſchäft trägt ſich 
eben ſelbſt; die beiderſeitigen Leiſtungen: Waare auf der einen, 
Zahlung auf der andern, ſind mit allen Nebenbedingungen contract— 
lich ſeſtgeſtellt; fie find beiderſeits effeetiv, und entſprechen ein— 
ander in ihrem Werthe vollkommen. Denn indem für das Tuch 
der bedungene Preis zugeſtanden wird, erkennt der Abnehmer an, 
daß es für ihn dieſen Werth habe. Daß in dem Preiſe außer dem 
Werthe des Rohproducts auch noch der Erſatz für das bereits ver— 
ausgabte Arbeitslohn, die Transportkoſten und der Gewinn des 
Lieferanten ſteckt, hat auf dieſe Frage keinen Einfluß. 

Ganz anders bei der Verſicherung. Der Verſicherte weiß, daß 
ſeiner minimalen Leiſtung eventuell eine enorme Gegenleiſtung folgen 
muß, und daß ſeine Prämie für ſich allein betrachtet, den Ver— 
ſicherer gar nicht in den Stand ſetzen würde, feiner für den even— 
tuellen Unglücksfall übernommenen Verpflichtung zu genügen. Die 
Sicherheit des Verſicherten beſteht vielmehr faſt ausſchließlich darin, 
daß vor und nach ihm der Verſicherer viele tauſende ähnlicher Ge— 
ſchäfte abgeſchloſſen hat und weiter ohne Aufhören abſchließen 
wird. 

Wir ſagen: faſt ausſchließlich, und zwar mit Rückſicht auf 
die doch nur eventuellen Vor-Policen. Eine neu auftretende Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft hat eben noch gar keine Verſicherungen abge— 
ſchloſſen, und ſie muß deshalb den darin liegenden Mangel an 
Sicherheit anderweitig erſetzen, was bei Actien-Geſellſchaften durch 
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das Actiencapital, bei Gegenſeitigkeits-Geſellſchaften durch einen als 
Darlehn aufgenommenen und nach einem beſtimmten Plane zu 
amortiſirenden Garantiefonds geſchieht. Daß auf das Actiencapital 
nur ein Theil baar eingeſchoſſen, der andere durch Solawechſel ge— 
deckt zu werden pflegt, iſt ebenſo unweſentlich, wie daß beide Fonds 
gleichzeitig den Zweck haben, oder doch haben können, die Organi— 
ſationskoſten zu beſtreiten. Der für die Zuläſſigkeit der Amorti⸗ 
ſation des Garantiefonds bei Gegenſeitigkeitsanſtalten maßgebende 
Gedanke iſt der, daß er überflüſſig erſcheint, und die Verſicherten 
nur mit einer unnützen Zinslaſt beſchwert, ſobald der Geſchäfts— 
umfang derartig gewachſen iſt, daß er ſich ſelber tragen kann. 

Das Abſchließen neuer Verſicherungsverträge Seitens des 
Verſicherers weiter ohne Aufhören bildet alſo, wie wir ſagten, 
die eigentliche, weſentliche und (faſt) ausſchließliche Garantie des 
Verſicherten für den Erſatz des ihn, ungewiß ob überhaupt, oder 
doch mindeſtens ungewiß wann, treffenden Schadens. Dieſes per⸗ 
petuirliche Neu-Abſchließen bildet alſo eine weſentliche und abſolute, 
wenn auch ſtillſchweigende Vorausſetzung aller von einem Ver— 
ſicherer geſchloſſenen Verſicherungs-Verträge. In ihrer Geſammt— 
heit und in dem beſtändigen Zufluß liegt das ausgleichende Geſetz 
der großen Zahl. Dies aber käme ſofort in Wegfall, ſobald der 
Zufluß aufhörte, und je geringer der von Tag zu Tag mit dem 
Ablauf der einzelnen Verträge verbleibende Reſt wird, deſto rapider 
ſinkt dieſe Garantie für den Verſicherten. In einem ſolchen Ab- 
ſperren des Zufluſſes liegt alſo eine totale Veränderung der öfono- 
miſchen und damit auch der ihr nothwendig correlaten juriſtiſchen 
Natur des Verſicherungsvertrages, was bisher keineswegs mit ge— 
nügender Klarheit erkannt iſt. 

Dieſe doppelte Veränderung bringt es mit ſich, daß es dem 
Verſicherten freiſtehen muß, ſobald der Verſicherer ſeiner weſent— 
lichen, wenn auch ſtillſchweigenden, Verpflichtung: unaufhörlich 
neue Verträge analoger Art abzuſchließen, nicht mehr nachkommen 
zu können oder zu wollen erklärt hat — was im erſten Fall durch 
die Concurseröffnung, im zweiten durch die freiwillige Liquidation 
geſchieht — vom Vertrage zurückzutreten. Im erſten Fall iſt dies 
Recht durch conſtante Judikatur anerkannt, im zweiten nicht. Dies 
rührt daher, daß die Juriſten weniger die reale Natur der Ver: 


ſicherung, als die lediglich formale des zweiſeitigen oneroſen Ver— 
trages in's Auge gefaßt haben. Wären ſie tiefer in jene einge— 
drungen, jo hätten fie auch die Veränderung in der juriſtiſchen 
Natur des Vertrages ſelbſt erkennen und ihr Rechnung tragen 
müſſen. 

Faſſen wir das Ergebniß unſerer Unterſuchungen zuſammen, 
jo ergiebt ſich: daß die Verſicherung ein Inſtitut von ſpeeifiſcher 
Eigenthümlichkeit iſt, und keine Analogie mit irgend einem andern 
volkswirthſchaftlichen Inſtitut beſitzt. Alſo auch nicht mit dem Ver⸗ 
kehrsweſen. Denn dieſes befriedigt wirklich vorhandene, täglich ſich 
wiederholende, Allen gemeinſame Bedürfniſſe, iſt alſo ſeinem Charakter 
nach jocial, wie Wagner richtig erkennt. Er begreift darunter 
Geld- und Münz⸗, Credit⸗ und Bank-, ſowie das Communikations⸗ 
weſen. Inhärent iſt offenbar nur dem Münzweſen der Regalcharakter, 
da nur der Staat die Autorität beſitzt, um die allgemeine Waare 
zu dem anerkannten Tauſchmittel für alle beſonderen Waaren machen 
zu können. Die Verſicherung aber gedenkt nur künftiger, möglicher, 
bei der Sachverſicherung in der weit überwiegenden Mehrzahl der 
Falle überhaupt niemals eintretender Bedürfniſſe, und iſt im emi— 
nenten Sinne individuell, was Wagner verkennt. 

Da der Staat aber nicht individuellen, ſondern nur generellen, 
oder ſocialen Bedürfniſſen Befriedigung gewähren kann, ſo kann 
auch nur die Verſtaatlichung der, den letzteren dienenden Einrich— 
tungen ein eventuell zu rechtfertigender Eingriff in das Privat- 
eigenthum, oder eine zuzulaſſende Imprägnirung des Regal⸗ 
charakters ſein. 

Wenn Wagner alſo ſeine Verſtaatlichungsideen hinſichtlich des 
Verſicherungsweſens auf deſſen angebliche Analogie mit dem Ver— 
kehrsweſen ſtützt, ſo ſchweben ſeine Deductionen in der Luft. 


Viertes Kapitel. 


Die Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens. 


„Die Einmiſchung des Staates in die freie Bewegung der In— 
„duſtrie iſt an ſich ohne Zweifel ein Uebel. Man darf alſo nur im 
„Nothfalle dazu greifen, und wenn das andere Uebel, welches da⸗ 
„durch verhütet werden ſoll, unzweifelhaft noch größer iſt.“ 

„Verſteht man nun unter Organiſation der Arbeit eine Leitung 
der Induſtrie von Staatswegen, ſo wird doch Jedem, welcher 
nur die mindeſte wirkliche Kenntniß der Gewerbe hat, ſofort ein⸗ 
leuchten, daß ſowohl Grad wie Art dieſer Leitung bei jedem ver⸗ 
ſchiedenen Gewerbzweige verſchieden ſein muß. Eine Leitung, welche 
das eine Gewerbe vollſtändig lähmen würde, kann für ein anderes 
recht erträglich, ja erwünſcht ſein. Niemand jollte des⸗ 
halb ſolche Projecte machen, ohne die genaueſte 
technologiſche Ausführung im Detail. Je allgemeiner 
der Plan gültig ſein will, um ſo mehr bezeugt er den unprak⸗ 
tiſchen Sinn, ja die Unwiſſenheit des Verfaſſers.“ 

(Ro ſcher, Anſichten der Volkswirthſchaft aus dem geſchichtlichen Standpunkte 


S. 275 und 276.) 


Wagner beginnt ſeine Auseinanderſetzungen mit der angeb- 
lichen Richtigſtellung der Frage: ob „Verſtaatlichung“, d. h. ob 
Uebertragung des Verſicherungsweſens im Ganzen oder doch ein— 
zelner Hauptzweige, alſo namentlich der Feuerverſicherung, und neben 
ihr der beiden landwirthſchaftlichen Zweige, der Hagel- und Vieh— 
verſicherung, ferner der Lebensverſicherung — auf den Staat; ob auf 
das Reich oder auf die Einzelſtaaten, das alles ſei erſt eine Frage 
zweiter Ordnung, nämlich der Organiſation; in erſter Linie müſſe 
entſchieden werden, ob öffentlicher oder privater Betrieb, ob öffent— 
lich = rechtliche oder privat - rechtliche Stellung. 
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Schon hier müſſen wir entſchieden widerſprechen. 

Die Organiſation des Verſicherungsweſens iſt eine Frage eminent 
praktiſcher Natur, bei welcher nichts weniger am Platze iſt, als eine 
aprioriſtiſche Prüfung bezw. der Verſuch einer Löſung. Die concreten 
Verhältniſſe müſſen vielmehr in erſter Linie berückſichtigt wer⸗ 
den, und was für ein Land und für ein Jahrhundert 
paſſend, ja nothwendig erſchien, kann und wird vielleicht 
ſchon für den Nachbarſtaat gänzlich unbrauchbar ſein, gerade wie 
das folgende Säculum es für das eigne Land als nicht mehr brauch— 
bar verwirft. Das Jahrhundert des Dampfs und der Electrieität 
braucht natürlich andere Einrichtungen, als diejenigen, welche für 
eines paßten, wo unchauſſirte Landwege und Botenpoſten die Regel 
waren. Uebrigens verſteckt Wagner hier noch ſeine eigentliche Mei- 
nung Für ihn dreht ſich die Hauptfrage gar nicht mehr um 
öffentlichen oder privaten Betrieb — denn die iſt ihm durch ſeine 
oben dargelegte Parteiſtellung als Staatsſocialiſt zu Gunſten des 
erſteren a priori entſchieden — ſondern um directen oder delegirten 
Staatsbetrieb. Das verhüllt er aber vorläufig, um erſt zum Schluß, 
wo er die Anknüpfung an die Societäten empfiehlt, damit hervor⸗ 
zutreten. 

Man kann Wagner darin beiſtimmen, daß der Verſicherer 
immer nur, alſo auch als Actiengeſellſchaft, der Vermittler zwiſchen 
den einzelnen Verſicherten bezw. der von dieſen gebildeten Gemein- 
ſchaften ſei, und daß dieſe ſelbſt eigentlich einander die wahre Garantie 
durch ihre Beiträge oder Prämien leiſteten, während namentlich bei 
den Actien- oder, wie er fie zu nennen beliebt, Erwerbs-Geſell⸗ 
ſchaften das eigne Kapital derſelben nur in zweiter Linie als Garan⸗ 
tiefonds zu betrachten ſei. Wenn er aber daraus folgert, daß dies 
nur ausnahmsweiſe bei ſehr großer Hoͤhe wirklich und weſentlich in 
Betracht komme und als Beweis dafür den ſehr großen Unterſchied 
zwiſchen dem wirklich eingezahlten Kapital und dem durch die Ver— 
ſicherungsſumme dargeſtellten Nifico — Ende 1878 bei der deut— 
ſchen Feuerverſicherung 36 Millionen zu 38 Milliarden, alſo nicht 
1 pro Mille anführt, jo widerſpricht dem nicht nur die Erfahrung, 
ſondern er mißverſteht auch offenbar den Begriff der Verſicherungs— 
ſumme, die er mit „Schadenſumme“ identificirt, was wir ſchon 
oben als falſch zurückgewieſen haben. 


Wie wenig der Umftand ins Gewicht fällt, ob das Actien— 
capital groß oder klein ſei, beweiſt die Thatſache, daß eine Reihe 
deutſcher Feuerverſicherungs-Geſellſchaften ihr Geſchäft Jahre, 
ſelbſt Jahrzehnte lang, fortbetrieben haben, und ihren Ver— 
ſicherten gerecht geworden ſind, trotzdem durch Ver— 
luſte ihr Capital ſelbſt hatte in Anſpruch genommen werden 
müſſen. Wie viel dagegen die von Wagner gleich ſeinen Freunden 
Hülſen-Brämer verſpottete „angebliche“ Garantie durch die 
Sola⸗Wechſel der Actionäre doch wirklich werth iſt, dafür ſprechen 
zahlreiche Nachzahlungen bei Actiengeſellſchaften verſchiedener 
Branchen, welche zur Erfüllung der ihnen den Beſchädigten 
gegenüber erwachſenen Verpflichtungen nothwendig waren. Wir 
erwähnen nur die jüngſte: die der Berlin-Kölniſchen Feuerverſiche⸗ 
rung-Actien-Geſellſchaft, welche 50 pCt. des Geſammteapitals 
oder 4½ Millionen Mark betrug. 


Wenn Wagner weiter behauptet, daß man gerade mit dem 
Syſtem der feſten Prämien die Garantie der Leiſtungsfähigkeit des 
Verſicherers vermindere, weil man bei gleich bleibendem Riſico die 
Verpflichtung derer, welche dies in letzter Zeit doch auf die Dauer 
tragen müßten, der Verſicherten, ein für allemal feſtſetze — ſo iſt 
darauf zu entgegnen: daß nur bei der Lebensverſicherung die 
Prämien „ein für allemal“ feſtgeſetzt ſind, weil dieſer Vertrag ein 
einheitlicher, d. h. für die ganze Lebensdauer des Verſicherten 
(wir haben hier natürlich nur den Normalfall im Auge) gültiger, 
nicht nur auf diejenige Periode, für welche die Prämienzahlung 
geleiſtet wird, beſchränkter, und etwa nur von Periode zu Periode 
prolongirbarer Vertrag iſt. 


Gerade in Bezug auf die Lebensverſicherung tritt nun der 
fehlgreifende Ideengang Wagner's mit Evidenz zu Tage, und es 
mag darum geſtattet ſein, dieſe Stelle als typiſch für das ganze 
fehlerhafte Beweisverfahren in eine hellere Beleuchtung zu ſetzen. 

Wenn Wagner den Vorzug einer wirthſchaftlichen Ordnung 
vor einer andern demonſtriren will, ſo muß er im letzten Grunde 
auf rein quantitative Werthbeſtimmungen kommen, da es ſich um 
ſolche ſchließlich allein handelt, und dies kann aus rein logiſchem 
Grunde wiederum nur auf dem Wege quantitativer gegenſeitiger 
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Abwägungen geſchehen. Jedes Raiſonnement mit vagen Begriffen 
zu dieſem Behufe iſt ohne Concludenz: es kann wahr, es kann falſch ſein. 


Wie falſch es im vorliegenden Falle iſt, wollen wir mit Zuhülfe⸗ 
nahme der von Wagner wohl aus Unkenntniß ausgelaſſenen quan⸗ 
titiven Beſtimmungen zeigen. 

Die „Riſikokraft“, wie Wagner es in ſeiner Weiſe nennt, 
oder, in ſchlichtem Deutſch geſprochen, die Sicherung einer Lebens⸗ 
verſicherungs-Anſtalt wird durchaus nicht durch die aus den Begriffen 
„Gegenſeitigkeit“ und „Actie“ folgenden Conſequenzen gemeſſen, 
ſondern es handelt ſich (das „ceteris paribus“ Wagners ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Schielende und Vieldeutige des Ausdruckes zunächſt 
gleichfalls angenommen), bei dieſer vergleichenden Werthbeſtimmung 
um weiter nichts, als um die Vergleichung der Verhältniſſe der 
Sicherheitsfonds zu den im Riſiko ſtehenden Summen. Das iſt 
kein ſchweifender Begriff, ſondern eine eindeutige Größen-Beſtim⸗ 
mung, an die ſich keine logiſche Schein- und Schleich-Aenderung 
knüpfen läßt. Die Sicherheitsfonds ſetzen ſich zuſammen aus dem 
Actien-Kapitale reſp. Gründungsfonds, der Prämien Reſerve, den 
beſonderen Kapital- und Gewinn-Reſerven, und den „noch nicht 
vertheilten Ueberſchüſſen.“ Nehmen wir alſo einige concrete Bei— 
ſpiele. Bei der Actien-Geſellſchaft Concordia betrugen die Sicher— 
heitsfonds ult. 1880 59 Millionen Mark gegenüber einem Verſicher— 
ungsbeſtande von 143 Millionen Mark und bei der Potsdamer gegen- 
ſeitigen Lebensverſicherungs-Geſellſchaft, einer kleinen Privat⸗Gegen⸗ 
ſeitigkeits⸗Anſtalt find dieſe Ziffern reſp. 5Millionen und 57 Millionen; 
aus dieſen Ziffern folgt („ceteris paribus“), daß die Concordia den 
Verſicherten eine etwa dreimal jo große Sicherheit bietet als die Pots— 
damer Geſellſchaft. Aus welchen Gründen die Sicherheit bei der 
Concordia ſogar noch weſentlich größer iſt, wollen wir hier nicht 
näher auseinanderſetzen, weil dies von nebenſächlicher Bedeutung 
iſt und ein zu weit vom Wege abführendes Eingehen in fach⸗ 
männiſches Detail erfordern würde. Unſer Zweck iſt zudem ledig⸗ 
lich, die richtigen Wege im Gegenſatz zu Wagner's logiſchen Ab- 
und Umwegen zu ſignaliſiren. 

Wenn Wagner die „Nachſchußverbindlichkeit“ bei den „Gegen⸗ 
ſeitigkeits⸗Geſellſchaften“ als Factor in die Rechnung einzuführen 
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verſucht, jo berückſichtigt er nicht, daß durch die bisherigen Er— 
fahrungen bei den Liquidationen von Gegenſeitigkeits-Geſellſchaften 
dieſer Factor als thatſächlich vom Werthe Null ſich erwieſen hat. Ein 
lehrreiches Beiſpiel dafür bietet der traurige Untergang der Nord— 
deutſchen Lebensverſicherungsbank auf Gegenſeitigkeit, bei welcher 
dieſe „Nachſchußverbindlichkeit“ in Wahrheit nicht zur Sicherheit 
der Verſicherten, ſondern zu anderen, hier nicht zu erörternden 
Zwecken gedient hat 

So viel über die durch das Syſtem der „feſten Prämien“ 
bei der Lebens verſicherung repräſentirte „Riſikokraft“. 

Bei der Feuerverſicherung dagegen, wie bei der ge— 
ſammten Güter- (Sach-) Verſicherung überhaupt, werden die Ver— 
träge immer nur auf kürzere Dauer, meiſt auf ein Jahr, abge- 
ſchloſſen, nach deſſen Ablauf alſo ein neuer Vertragsſchluß noth⸗ 
wendig iſt, und, da auf beiden Seiten vollſtändige Freiheit des 
Handelns herrſcht, auch zu andern, als den bisherigen Bedingungen 
abgeſchloſſen werden kann und ſehr häufig abgeſchloſſen wird. Hat 
alſo der Verſicherer die Anſicht gewonnen, daß die bisher von ihm 
für das Riſico ſtipulirte Prämie zu niedrig, d. h. der gegenüber— 
ſtehenden Gefahr nicht entſprechend iſt, ſo ſteht ihm die Alternative 
offen: entweder das Riſico überhaupt fallen zu laſſen, oder es von 
nun ab nur zu einer erhöhten Prämie zu verſichern, alſo die tem— 
poräre Riſico-Schwäche in eine Riſico-Stärke zu verwandeln. 


Man kann eine Sache kaum ſchiefer auffaſſen, als Wagner 
es bei der Beurtheilung der Garantien thut, welche die Feuerver— 
ſicherungs-Actiengeſellſchaften ihren Verſicherten bieten. Er erklärt 
nämlich das eingezahlte Kapital für das Weſentliche, ſowohl in Hin— 
ſicht der Garantie, wie der Gewinnberechnung. Er ignorirt den Ge— 
ſellſchaften gegenüber einfach den Unterſchied zwiſchen ſtehendem und 
umlaufendem Kapital, und überſieht, daß jenes — alſo das 
eingezahlte, ſowie das durch Wechſel gedeckte Grundcapital, ferner 
die aus den nicht verbrauchten Ueberſchüſſen angeſammelten Reſerve— 
capitalien doch erſt in zweiter Linie in Angriff genommen wird, 
wenn dieſes, d. h. die Prämien- und die Zinſeneinnahmen zur 
Deckung der laufenden Ausgaben, d. h. alſo der Schäden, der 
Rückverſicherungsprämien und der Verwaltungskoſten, nicht ausreicht. 
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Daß das umlaufende Kapital noch eine fernere Stütze 
an den weitverzweigten Rückverſicherungsverbindungen der deutſchen 
Geſellſchaften beſitzt, das ignorirt Wagner gleichfalls. 

Für diejenigen 28 deutſchen Feuerverſicherungs-Actiengeſell— 
ſchaften, welche im Jahre 1880 das directe Geſchäft in und außer— 
halb Deutſchlands betrieben haben, geben wir folgende, auf quellen— 
mäßiger Zuſammenſtellung aus den Rechnungsabſchlüſſen beru— 
hende Zahlen für das genannte Jahr an, wobei wir bemerken, daß 
das Capital der Bayeriſchen Hypotheken- und Wechſelbank den 
Angaben derſelben entſprechend mit Mk. 5 142 857 angenommen 
iſt, und daß ſowohl bei ihr, wie bei der Hamburg-Magdeburger Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft eine Vollzahlung der Actien ſtattgefunden hat. 

Es betrug alſo Ende 1880 das ſtehende Kapital: 

a) urſprünglich baar eingezahltes Grundeapital Mk. 39 868 709 

b) durch Wechſel gedecktes Pr „ 133718421 

Sa. Mk. 173 587 130 

Dieſes Kapital war, ſeinem ſtehenden Charakter entſprechend, 
auch in ſtabilen Werthen ER nämlich: 
in Immobilien E788 
eee . eee 

Sa. Mf. 46 797 578 


ier bie „ 3986870 
maus, noch „ Mk. 6928 869 


welche aus Ueberſchüſſen Fan Ada eripart und dem ftehenden 
Kapital zugejchrieben ſind. 
Das umlaufende Kapital betrug im Jahre 1880: 
a) an Prämien⸗ Einnahmen. . Mk. 83 980 240 
b) an Zinſe n ee 
Sa. ME. 89150 977 


Die daraus zu beftreitenden laufenden 
Ausgaben bezifferten ſich auf: 
a) an Brandſchäden für eigene 

Rechnung Mek. 35 931 621 

b) andtüdverjicherungsprämien „ 32 071 725 
c) an Provifionen und Ber: 

waltungskoſten . . „ 16 657 629 

„„ TE 

Das umlaufende Kapital überwog aſſodd 

die laufenden Ausgaben un.. Mk. 5096002 
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Wenn Wagner trotzdem immer noch von den ungenügenden 
Fonds der Actiengeſellſchaften ſpricht, ſo überwiegt eben der ſozial⸗ 
politiſche Agitator in ihm den wiſſenſchaftlichen Forſcher! 

Uebrigens hat ſich die Erfahrung ſo ſehr für das Princip der 
feſten Prämien ausgeſprochen, daß ſogar ein großer Theil der Gegen- 
ſeitigkeitsgeſellſchaften dazu übergegangen iſt, unter Vorbehalt der 
eventuellen Dividendenvertheilung reſp. Nachſchußerhebung vorläufig 
feſte Beiträge zu erheben. Wechſelnde Beiträge oder gar Nach⸗ 
ſchüſſe liebt das Publicum nun einmal nicht. „Feſte Preiſe“ ſind 
in der Aſſecuranz ebenſo bevorzugt, wie im Waarenhandel, und 
ſchwerlich wird die Wagner'ſche Theorie daran etwas ändern. 

Das Syſtem feſter Prämien, ſo argumentirt Wagner weiter, 
habe nun eine volkswirthſchaftlich bedenkliche Folge: nämlich das 
Ausſuchen der beſſeren Riſiken, die Claſſification derſelben und die 
derſelben entſprechenden Prämientarife, und in Folge deſſen den 
Ausſchluß ſchlechterer Riſicen, welche alſo entweder ganz unverſichert 
bleiben müßten, oder doch nur zu einer faſt unerſchwinglichen Prämie 
Deckung finden könnten. Er generaliſirt dann den Vorwurf, indem 
er auch die Schiffsclaſſification für Verſicherungszwecke, ſowie die 
Auswahl der Leben als volkswirthſchaftlich falſch hinſtellt, und als 
eine Ungerechtigkeit bezeichnet. 

Dem Fachmann wird es ſchwer, die Wagner'ſche Lehre auch 
nur begreiflich zu finden, geſchweige, daß er ihr beiſtimmen könnte. 
Man muß in der That genau zuſehen, ehe man den Kernpunkt 
ſeiner Theorie herausfindet, denn derſelbe iſt in der erwähnten 
Monographie nur angedeutet, und man muß auf ſeine „Grundle⸗ 
gung“ zurückgehen, um die vollſtändige Argumentation zu finden. 

Wagner ſieht nämlich in der „Riſikenclaſſification“ nur eine 
Conſequenz des Princips abſoluten Privat⸗Eigenthums, welche er — 
dieſes Princip als richtig zugegeben — für unantaſtbar erklären muß. 

Wie er aber über das „Privateigenthum“ ſelber denkt, lehrt 
uns folgende Stelle aus ſeiner „Grundlegung“ ($ 307), welche 
wir ihrer Wichtigkeit wegen in extenso hierherſetzen: 

„Aus der vorſtehenden Unterſuchung ſind indeſſen für die 
Rechtsordnung des Capitaleigenthums zwei weitere wichtige 
Schlüſſe abzuleiten, welche zugleich auch für unſere Gegenwart 
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ſchon ein Zugeſtändniß an die Gegner dieſer Inſtitution?) 
enthalten. 

1. Der erſte Schluß betrifft die Ausdehnung des privaten 
Capitaleigenthums und die thatſächliche und eventuell auch 
die rechtliche Beſchränkung dieſer Ausdehnung. Es giebt 
nämlich allerdings ſchon heute im großen Umfange Capital⸗ 
eigenthum in dem Beſitze der Zwangsgemeinwirthſchaften vor 
Allem des Staates und der Gemeinde, und zwar auch für die 
Zwecke materieller Production. Die mancherlei wichtigen 
Zweige privatwirthſchaftlichen Einkommens von Staat und 
Gemeinde, ferner viele Zweige gebührenartigen Einkommens, 
beſonders im Gebiete der Cultur- und Wohlfahrtsförderung, 
die großen öffentlichen Verkehrsanſtalten (Eiſenbahnen, Poſt, 
Telegraphie) u. ſ. w. find bekannte Beiſpiele. Defters waltet 
hier ſtaatliches und communales Grun deigenthum vor, wie 
bei Feldgütern, Forſten, Bergwerken, aber damit iſt gewöhnlich 
auch ein mehr oder weniger beträchtliches Capitaleigenthum 
verbunden. Mitunter ſteht letzteres auch ſelbſtſtändig da, 
z. B. im Wagenpark von Verkehrsanſtalten. Neben dem 
privaten eriftirt alſo in der That ein bedeutendes öffent- 
liches Materialcapital. Daſſelbe bildet und vermehrt ſich 
auch nicht blos durch Vermittelung von Privatcapital oder 
aus Steuern, ſondern vielfach direct durch die erforder— 
lichen Dispoſitionsacte, welche die betreffenden Verwaltungen 
hinſichtlich der Production und der Verwendung der fertigen 
Güter treffen; wenn z. B. eine Forſtbehörde Wegebauten, eine 
Eiſenbahnverwaltung Wagenbaufabriken u. dgl. m. leitet oder 
wenn aus dem Einkommen des Verwaltungszweiges ein Betrag 
zur Melioration oder auch zur erſten Begründung einer Be- 
triebsanlage verwendet wird. Aehnliche Fälle find in der 
Militär- und Marineverwaltung zahlreich. Hier wird alſo 
thatſächlich das Problem einer Bildung, Vermehrung und 
Verwendung von Nationalcapital ohne Vermittelung von 
Privatcapital gelöſt. Jede neue Ausdehnung der zwangs— 
gemeinwirthſchaftlichen Thätigkeit vermehrt das National- 


*) Dadurch geſellt ſich alſo Wagner dieſen Gegnern bei! 


capital in der Form des öffentlichen Statt blos in derjenigen 
des Privatcapitals. Eine principielle Grenze für dieſe 
Entwickelung läßt ſich nicht angeben: fie wird thatſächlich 
immer weſentlich vom Stande der Productionstechnik und 
von der Bewährung des privatwirthſchaftlichen Syſtems 
abhängen müſſen. Unſere Zeit nähert ſich daher dem ſocia⸗ 
liſtiſchen Ziele ohne Zweifel. Der Uebergang jedes neuen Pro— 
ductions⸗ oder Leiſtungszweiges an den Staat, z. B. im Ver⸗ 
kehrsweſen, iſt eine Etappe nach dieſem Ziele. Blos die Un— 
klarheit der Gegner der Socialiſten, welche Leidenſchaft blind 
macht, kann das verkennen. Der Irrthum der Socialiſten liegt 
nur darin, ſtatt einer langſamen geſchichtlichen Entwicke— 
lung eine plötzliche, allgemeine Umgeſtaltung durch 
Staats- und Rechtszwang und ſtatt einer Einengung 
des privatwirthſchaftlichen Syſtems und des Privatcapitals eine 
völlige Beſeitigung beider durch „öffentliche Wirth— 
ſchaft“ und „öffentliches Capital“ herbeiführen zu wollen, 
— was nach dem Früheren für ungemeſſene Zeiten als uner— 
reichbar und unerwünſcht erſcheint. Im Uebrigen iſt das 
Problem der Beſchränkung der Ausdehnung des Privat— 
capitals in der Eigenthumsordnung daſſelbe wie dasjenige der 
Beſchränkung des privatwirthſchaftlichen Syſtems in der 
Ordnung oder Organiſation der Volkswirthſchaft. 

2. Der zweite Schluß betrifft den Inhalt des Eigenthums⸗ 
rechts in Bezug auf Privatkapital. Gerade bei der Beach— 
tung der für die Bildung des letzteren maßgebenden Momente 
wird man bei allem Feſthalten an dieſem Privateigenthum, 
als dem hauptſächlichen Mittel der Bildung von National 
kapital, dem Staate und der Geſetzgebung das Recht einräumen 
müſſen, nicht nur nach dem Individualintereſſe des Kapitali⸗ 
ſirenden und ſeiner Rechtsnachfolger, ſondern zugleich nach 
dem Gemeinſchaftsintereſſe der ganzen Volkswirthſchaft 


den Inhalt dieſes Eigenthums feſtzuſtellen, daher eventuell 


auch die Verfügungsfreiheit des Eigenthümers nach 
dieſem Geſichtspunkte zu beſchränken, und demſelben weitere 
Verpflichtungen aufzulegen. Der abſolute Inhalt des 
Eigenthumsrechts iſt in Bezug auf Privatkapital nicht nur 
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noch mehr als bei dem meiſten anderen Eigenthum und kaum 
weniger als bei Grundeigenthum unzuläſſig wegen der Ver— 
wendung des Kapitals, ſondern auch unnöthig nach der 
Entſtehungsart deſſelben. Denn wenn man ſich vergegenwärtigt, 
daß weſentlich das Recht die Vertheilung des National- 
kapitals als Privateigenthum an die einzelnen Beſitzer be— 
ſtimmt, und daß es nur Gründe des Geſammtintereſſes 
ſind, aus welchem Privatkapital vom Rechte zugelaſſen wird; 
wenn man erwägt, daß die Privatkapitaliſten eben nur 
Functionäre der Volkswirthſchaft für die Bildung und 
Verwendung des Nationalkapitals ſind, ſo wird man dem 
Staate nicht nur das Recht, ſondern die Pflicht zuſchreiben, 
die Bedingungen feſtzuſtellen, unter welchen die Kapi— 
taliſten ihr Eigenthum beſitzen, „ihres Amts warten“ ſollen. 
Von einem „principiellen Widerſpruch“ von Zinsgeſetzen 
Pacht- und Miethgeſetzen, Fabrikgeſetzen, Verpflichtungen zu 
Beiträgen für gewerkliche Hilfskaſſen, für die Krankheits-, 
Alterverſorgung der Arbeiter zꝛc. mit dem Privateigenthum 
kann alſo keine Rede ſein. Die freihändleriſche Polemik darf 
ſich nicht, wie ſie es thut, gegen ſolche Geſetze an und für ſich, 
ſondern nur gegen dieſelben wenden, weil ſie im concreten 
Falle ungerecht oder unzweckmäßig ſind.“ 
Hieraus conſtirt zweierlei: 
erſtens, daß Wagner in ſeinen Zielen mit den reinen Socialiſten 


übereinſtimmt und nur langſamere Wege für angemeſſen hält, und 


zweitens, daß er in der Riſiken-Klaſſifikation eine unzuläſſige 
Ausdehnung des Inhalts des Privateigenthums ſieht, alſo 
meint, daß die Privatkapitaliſten dadurch aus dem ihnen von ihm 
zugewieſenen Kreis als bloße Functionäre der Volkswirthſchaft für die 
Bildung und Verwendung von Nationalkapital herausgetreten ſeien, 
und alſo in denſelben zurückgewieſen werden müſſen. Das kann 
aber, wie er in der Monographie auseinanderſetzt, nur durch die 
Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens mit Zwangsbeitritt in der 
Weiſe geſchehen, daß die beſſer ſituirten Klaſſen für die weniger 
gut ſituirten mit bezahlen. 

Was nun zuvörderſt die Ziele der Socialiſten anlangt, jo be— 
darf es keiner weitläufigen Erörterung, daß wir dieſelben für un— 
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berechtete Forderungen einer zwar fein ausgekünſtelten, aber der 
geſunden Anſchauung von den realen Verhältniſſen des Lebens 
widerſprechenden Theorie halten und ſie principiell verwerfen. 

Privateigenthum wird, woran man unbedingt feſthalten muß, in 
der Regel durch Arbeit erworben. Kapitaleigenthum wird durch ſie 
überhaupt erſt gebildet, und Eigenthum an dem durch die Natur 
uns gegebenen Grund und Boden entſteht urſprünglich durch Be— 
arbeitung einer beſtimmten Fläche. Durch dieſe, Privateigenthum 
erzeugende Arbeit wird daſſelbe eine ethiſche Inſtitution, und muß 
mit allen Formalitäten des Rechts in ſeinem Beſtande geſchützt 
werden, ſoweit nicht unabweisbare Gründe des ethiſchen Geſammt— 
intereſſes entgegenſtehen. 

An dieſem ethiſchen Moment wird auch durch den Eigenthums— 
erwerb mittelſt Erbgang nichts geändert. Denn ob die Arbeit vom 
Erben ſelbſt herrührt oder von ſeinem Erblaſſer, deſſen Leben er in 
ſeiner Perſon fortſetzt, iſt indifferent. 

Darum iſt die Verſtaatlichung des Verſicherungsweſens, wie 
Wagner ſie theoretiſch will, ein ſchwerer Eingriff in dieſe ethiſche 
Inſtitution des Privateigenthums,) weil fie den Bethei— 


*) Wir wollen hier einer Meinung Roſcher's Erwähnung thun, 
welche ſich noch in der funfzehnten Auflage ſeiner „Grundlage der National⸗ 
ökonomie“ von 1880, Buch IV Kap. 3 § 237d, findet. Dort heißt es: 

„Zu einem guten Feuerverſicherungsweſen gehört namentlich Folgendes: 

A. 

122 
C. Sicherheit der Entſchädigung. „Die obrigkeitliche Prüfung 
der Statuten muß namentlich darauf gerichtet ſein, daß die Anſtalt nicht 
mehr verſpricht, als fie vermöge ihres Actienfonds und ihrer Prämienhöhe 
leiſten kann“. 

Vorausgeſetzt, daß Roſcher, der alſo noch das Coneeſſionsprineip ver⸗ 
theidigt, unter „Prämienhöhe“ den „Prämientarif“ verſtanden hat, ſo 
irrt er in zwei weſentlichen Punkten. Einmal nämlich darin, daß die Staats⸗ 
regierungen überhaupt die Prämientarife der Feuerverſicherungs-Actien⸗ 
geſellſchaften bei Prüfung des Statuts gleichfalls einer Prüfung unterziehen, 
und zweitens darin, daß er meint, die Geſellſchaften ſeien an dieſen, lediglich 
den Agenten als Leitfaden mitgetheilten Tarif gebunden. Daß dem nicht 
ſo iſt, darüber ſprechen ſich die, einem ſolchen uns gerade vorliegenden Tarif 
beigegebenen allgemeinen Beſtimmungen wie folgt aus: 

„Die im Tarif angegebenen Prämienſätze ſind als maßgebend zu 
betrachten. Es bleibt der Direction vorbehalten, für einzelne Be⸗ 
zirke höhere oder geringere Sätze zu normiren. Die Sätze ſind 


ligten zwingt, daſſelbe zu einem ihm fremden Zwecke zu ver— 
wenden, fremd, weil ſie ihm kein Aequivalent bietet. Zur Recht— 
fertigung dieſes Eingriffs würde Wagner alſo auf das ethiſche Ge— 
ſammtintereſſe zurückgreifen müſſen, und daraus ſeine Nothwendigkeit 
erweiſen, was er bis jetzt noch nicht gethan hat. Und von dieſem 
Standpunkt aus müſſen wir auch das jetzt auf der Tagesordnung 
ſtehende Project einer monopoliſirten Arbeiter-Unfallverſicherung 
principiell verwerfen. 

Die Unfallverſicherung iſt erſt in ihren Anfängen und noch 
einer weiteren Ausdehnung fähig. Daß namentlich die Arbeiter— 
Unfallverſicherung auch auf nicht-haftpflichtige Unfälle erweitert wers 
den muß, darüber ſind die Meinungen wohl kaum getheilt. Die 
Aufgabe des Staats auf dieſem Gebiet beſteht alſo zunächſt in der 
Wegräumung der von ihm ſelbſt durch die unvollkommenen Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 7. Juni 1871 geſchaffenen Hemm— 
niſſe, alſo z. B in der Abwälzung des onus probandi von den 
Schultern des Arbeiters auf die des Fabrikunternehmers; ferner in 
einer geſetzlich beſtimmten, nicht in das Ermeſſen des Richters ge— 
ſtellten Entſchädigung. Damit allein iſt aber den Arbeitern verhältniß— 
mäßig nur wenig gedient. Die Verſicherung gegen alle Unfälle — im 
Betrieb und außerhalb deſſelben, am Wohnort und auf der Reiſe 

als Minimalprämien zu betrachten und dürfen ohne Genehmigung 
der Direction nicht unterſchritten werden“. 

Aber doch mit Genehmigung derſelben! 

Dieſer Tarif ſetzt z. B. die Minimalprämie für Baumwollſpinnereien 
in einem maſſiven Gebäude unter harter Dachung, mit Dampfheizung und 
mit getrenntem Batteur oder Willow auf 6% feſt; geſteht aber bei Shedbau 
eine Ermäßigung bis zu 50% zu. Soll der Staatsbeamte etwa entſcheiden, 
ob dieſe Sätze hoch genug ſind? Soll er ſie ändern, herauf- oder herabſetzen 
dürfen? Das wäre doch eine der Conſequenzen der obrigkeitlichen Prüfung. 
Soll die Geſellſchaft andererſeits gezwungen ſein, eine ihr offerirte Baumwoll⸗ 
ſpinnerei zu dieſen Sätzen zu übernehmen? Das wäre eine zweite Conſequenz 
eines ſolchen, von Staatswegen genehmigten Tarifs! Oder ſoll es ihr nicht 
vielmehr freiſtehen, ein ſolches Riſiko zu noch niedrigerer Prämie anzunehmen, 
wenn z. B. die ſubjectiven Verhältniſſe vorzüglich ſind? Soll ſie im entgegen⸗ 
geſetzten Fall nicht auch berechtigt ſein, die Br ſelbſt zu einem viel höheren 
Prämienſatz gänzlich abzulehnen? 

Wäre Roſchers Meinung richtig, daun müßte logiſcherweiſe die Staats- 
regierung einen Normaltarif feſtſetzen, welchen alle Geſellſchaften zu acceptiren 
hätten. Das wäre aber wiederum ein ganz unberechtigter Eingriff in das 
Privateigenthum ſowohl der Verſicherer wie der Verſicherungsnehmer. 


— muß eingeführt werden, aber möglichſt nicht durch Zwang, ſondern 
durch die gute Sitte. Denn nur dadurch erhält ſie einen moraliſchen 
Werth, der gerade für das Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer von jo hohem Werth iſt. 

Meint man aber, natürlich nur aus ſocialen Gründen, eine 
obligatoriſche Verſicherung der Arbeiter — alſo den Kaſſenzwang — 
gegen Unfälle, welche ſie im Berufe erleiden, nicht mehr ent— 
behren zu können, — meint man, das principielle Bedenken, daß 
der Staat nicht im Stande iſt, dem Arbeiter Sicherheit für einen 
ſo hohen, das eherne Lohngeſetz überſteigenden Arbeitsverdienſt zu 
gewähren, daß daraus ſeine Beträge für die Unfall-Verſicherung 
entnommen werden können, mit dem Hinweis auf die ethiſche Seite 
der Sache ſelbſt überwinden zu können, — meint man, daß das 
Loos der Betroffenen wie ihrer Familien durch eine ſolche Fürſorge 
weſentlich werde gebeſſert werden, — meint man, daß dadurch die 
ſocialdemokratiſchen Ideen geklärt und berichtigt und in den Köpfen 
der Maſſe eine geſundere Anſchauung werde erzeugt werden, — jo 
wird man mit um ſo größerer Vorſicht und Sorgfalt an die techno— 
logiſche Ausführung des Planes herantreten müſſen, damit nicht 
durch unrichtige Mittel an ſich erſtrebenswerthe Ziele verfehlt 
werden. 

Die ganze Frage ſcheidet ſich in eine ſociale und in eine 
verſicherungstechniſche, aber nicht ſo, daß beide Momente un— 
abhängig von einander betrachtet werden könnten; ſie gehen viel— 
mehr fortwährend in einander über. 

Zunächſt darf die ganze Frage nicht, oder doch mindeſtens 
nicht alle in vom Standpunkt der erweiterten Staats-Armenpflege 
aufgefaßt, ſondern es muß gleichzeitig das in der Verſicherung, 
als einer Fürſorge für die Zukunft liegende ethiſche Moment der 
Selbſterziehung mit berückſichtigt werden. 

Es hat ſich bei den Berathungen des im Februar d. J. dem 
Reichstage vorgelegten Geſetzentwurfes gezeigt, und iſt von den ver— 
ſchiedenſten Parteiſtellungen aus anerkannt worden, daß gerade in 
jenem Standpunkt, der die Sache lediglich als Armenpflege behandelt 
wiſſen will, etwas moraliſch Verletzendes für den Arbeiter liege. 
Der Arbeiter, der ſich bewußt iſt, daß er mit Aufbietung aller ſeiner 
phyſiſchen und intellektuellen Kräfte für den Unterhalt der Seinigen 
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ſorgt, will nicht in eine Kategorie mit Müßiggängern und Bettlern 
geworfen werden. Er will kein Geſchenk, ſondern er will die Unter- 
ſtützung, welche ihm oder ſeinen Hinterbliebenen im Unglücksfall zu 
Theil wird, als ein verdientes Recht in Anſpruch nehmen; das 
iſt eine ehrenwerthe Geſinnung, die gepflegt und geſtäͤrkt 
werden muß. 

Das erziehende Moment, welches in der Einführung der Ge— 
bäude⸗Zwangsverſicherung gegen Feuersgefahr lag, hat jo gute 
Früchte getragen, daß dieſe Verſicherung heute für jeden bonus 
paterfamilias eine ſich von ſelbſt verſtehende Sache iſt, daher auch 
der Zwang — wenigſtens in Preußen mit Ausnahme einiger 
Städte — längſt fallen gelaſſen iſt. Es kann wohl kaum be⸗ 
zweifelt werden, daß eine gleiche Wirkung auch bei der zwangs— 
weiſen Arbeiter-Unfallverſicherung nach einem gewiſſen Zeitraum 
eintreten werde. Deßhalb genügt es vollſtändig, den Arbeiter ges 
ſetzlich zum Beitritt überhaupt zu zwingen, und es muß ihm die 
Wahl gelaſſen werden, welcher Kaſſe er beitreten will. 

Ob ferner die Kaſſe nur für einen gewiſſen geographiſchen 
Bezirk beſtimmt iſt, ob fie innerhalb eines ſolchen ſich auf gewiſſe 
Zweige der Induſtrie beſchränkt oder ob ſie ohne dieſe Veſchränkung 
arbeitet, ob ſie rein auf dem Princip der Gegenſeitigkeit beruht 
oder ob fie auf ein von dritten Perſonen beſchafftes Actiencapital 
baſirt iſt — das ſind Fragen, hinſichtlich deren wir uns auf Grund 
der bisherigen Erfahrungen dahin entſcheiden, daß alle derartigen 
Kaſſen, gleichgültig in welcher Form und mit welchen eigenthüm⸗ 
lichen Beſtimmungen ſie auftreten, unter Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Normen zuzulaſſen ſind und dem Arbeiter die Wahl unter 
denſelben freizuſtellen iſt. 

Die Verhältniſſe gerade auf dem Gebiet der Unfallverſicherung 
ſind mehr noch wie in den bisher betriebenen Zweigen des Ver— 
ſicherungsweſens individuell ſo außerordentlich verſchieden, daß hier 
eine Generaliſirung, wie ſie bei Zwangskaſſen, noch dazu bei lokal 
begrenzten, ſtattfinden müßte, nur ſchwere Schäden verurſachen könnte. 
Ein Moment aber ſpricht noch ganz beſonders gegen ſolche Kaſſen, 
nämlich die geringe Seßhaftigkeit der Arbeiterbevölkerung. 
Dieſes Moment iſt mehr verſicherungstechniſch als ſocial. Es liegt 
in ihm ein ſpecifiſcher Unterſchied von den öffentlichen Gebäude— 
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Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalten, die eine Generaliſirung allenfalls 
vertragen können, weil ihre Objecte ja „unbeweglich“ find, und da= 
her jeden Augenblick einer revidirenden Controlle unterzogen werden 
können. Das iſt aber bei dem fluctuirenden Theil der Arbeiter— 
bevölkerung nicht möglich. Das Anſchließen an eine Zwangskaſſe 
würde dieſe Thatſache aber ſo gut wie ignoriren, und es ergäben 
ſich Conſequenzen daraus, welche nur unheilvoll wirken konnten. 

Die enge Verbindung des ſocialen mit dem verſicherungs— 
techniſchen Moment zeigt ſich vor Allem in der Frage nach der 
Aufbringung der Beiträge, hinſichtlich der ein allgemeines Einver— 
ſtändniß wohl nur über zwei Punkte vorhanden iſt; erſtens näm— 
lich darüber, daß der Arbeitnehmer allein ſie nicht aufbringen kann, 
und zweitens darüber: daß der Arbeitgeber dazu mit heranzu— 
ziehen iſt. 

Streitig iſt: ob als Dritter der Staat einen Zuſchuß leiſten 
ſolle. Bekanntlich hat ſich die überwiegende Mehrheit des Reichs— 
tages dagegen erklart, aus Gründen, denen wir uns anſchließen, 
und die im Weſentlichen folgende ſind: 

Der Staat überſchreitet mit einem ſolchen directen Eintreten 
für einen Theil ſeiner Angehörigen auf Koſten des anderen ſeine 
Zwecke überhaupt; 

er begeht dadurch einen nicht nothwendigen, alſo nicht gerecht— 
fertigten Angriff auf das Privateigenthum der Geſammtheit der 
Steuerzahler, d. h. eine theilweiſe Expropriation vom Kapitalbeſitz 
ohne Entſchädigung; 

er erweckt dadurch in den Begünſtigten die Meinung, daß 
ihnen an ſich ein Recht auf Staatsunterſtützung zuſtehe, und da— 
durch den erklärlichen Wunſch, eine ſolche Unterſtützung weiter und 
weiter ausgedehnt zu ſehen; 

er erzeugt durch die Nichterfüllung dieſes Wunſches eine ge— 
fährliche innere Unzufriedenheit und verſtärkt die Partei der Social 
demokraten; 

er legt den Steuerzahlern unüberſehbare, weil ſtetig wachſende 
Verpflichtungen auf, und erzeugt dadurch auch bei ihnen Un— 
zufriedenheit; 

er betritt alſo eine ſchiefe Ebene, auf der er naturgemäß 
immer tiefer hinabſinken muß, und 
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deßhalb erſcheint die Schlußfolgerung: den Staatszuſchuß 
principiell abzulehnen, gerechtfertigt. Principiis obsta! 

Dieſen Gründen möchten wir noch die Erwägung hinzufügen, 
daß der Staat durch die Begründung einer obligatoriſchen, mono— 
polifirten Reichs⸗Unfallverſicherungs-Anſtalt — in eine ſolche würden 
ſich die etwaigen Landes-Anſtalten ſchließlich vereinigen müſſen — 
auflöſend und zerſtörend in die auf dem Boden praktiſcher Er— 
fahrungen ſich aufbauende Privatthätigket auf dieſem Gebiet ein- 
greift, — ein Verfahren, welches hemmend und lähmend für künf— 
tige Unternehmungen wirken muß, und alſo ſchädlich iſt. 

Mehr verſicherungstechniſch als ſocial iſt die Frage nach der 
Höhe der Beiträge bei der geplanten öffentlichen Kaſſe überhaupt, 
und mehr ſocial als techniſch die nach ihrer Vertheilung unter 
Arbeitnehmer und -Geber. 

Was die Höhenfrage anlangt, ſo iſt das zu ihrer Beurtheilung 
vorhandene ſtatiſtiſche Material keineswegs genügend. Die Volks— 
zählung vom 1. December 1875 (geſchweige die von 1880) iſt in 
der Bearbeitung der Zahlenergebniſſe noch nicht bis zu dem Punkte 
vorgeſchritten, um das ungefähre gegenwärtige Verhältniß der von 
dem Plane betroffenen Arbeiterbevölkerung beurtheilen zu können, 
und es müßte daher auf das durch die 1871" Zählung gebotene 
Material trotz der inzwiſchen eingetretenen Verſchiebungen zurück— 
gegriffen werden. 

Damals waren im deutſchen Reich einſchließlich Elſaß-Loth— 
ringen vorhanden: an männlichen erwerbsthätigen Arbeitern beim 
Bergbau, Hüttenweſen, Induſtrie und beim Bauweſen 2,366,757 


a weiblichen lll. 2 860,718 
zuſammen 3,227,475 


Haben ſich dieſe Arbeiter in dem gleichen Verhältniß, wie die 
Bevölkerung Preußens, vermehrt, ſo ergäbe dies für den 1. De— 
zember 1880, wie die Magdeburger Allgemeine Verſicherungs-Actien⸗ 
Geſellſchaft berechnet hat, eine in Frage kommende Geſammtarbeiter— 
bevölkerung von etwa 4 123 923 Perſonen. Nun hatte die genannte 
Geſellſchaft, eine der größten Deutſchen Unfall-Verſicherungs-Geſell⸗ 
ſchaften, während ihrer neunjährigen Geſchäftsthätigkeit durchſchnitt— 
lich jährlich 597 Todesfälle durch äußere gewaltſame Veranlaſſung 
auf 1 Million Verſicherter zu verzeichnen gehabt. 
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Nimmt man dieſes Verhältniß als im Allgemeinen über⸗ 
haupt zutreffend an, ſo würde die Frage alſo die ſein: was durch 
den Tod reſp. die gänzliche oder theilweiſe Invalidität jener Ver⸗ 
letzten, d. h. 597 auf 1 Million, oder 2 462 auf 4 123 922 Per⸗ 
ſonen — eine Zahl, die jährlich in arithmetiſcher Progreſſion 
ſteigt, und wovon nur die inzwiſchen eintretenden Todesfälle in Ab⸗ 
zug zu bringen wären — an Mitteln aufzubringen ſein werde, und 
wie dieſe Summen theils auf die verſchiedenen, an den aus dem 
Geſetz entſpringenden Rechten und Pflichten theilnehmenden Arbeiter- 
klaſſen, theils auf die Unternehmer zu vertheilen wären. 

Nach den von der Magdeburger Geſellſchaft aufgeſtellten Be- 
rechnungen beträgt die Zahl der zu verſorgenden Perſonen 

im 1 ee. 2462 
und würde ſich ſteigern 

im 5. Jahre auf 12 034 

„ 24 

„ 
für welche, ein Durchſchnitts⸗Einkommen der Verſicherten von 
800 Mark, eine Invaliditätsrente von 533¼ Mark, eine Wittwen⸗ 
penſion von 160 Mark und eine Waiſenrente von 80 Mark jähr⸗ 
lich vorausgeſetzt, zu zahlen ſein würden 

im 1. Jahre Mark 1313 067 


* Ya „ 6418133 
Eu: „ 12 439 467 
A a „ 18002 667 


und es wären dafür, einen Zinsfuß von 4°/, und die vierteljähr- 
liche Vorauszahlung aller Renten und Penſionen angenommen, an 
Reſerven erforderlich 

im 1. Jahre Mark 20 237 400 


3 „ 96090 078 
Be „ 178 351 837 
in, „ 246 159 043 


Dieſe Zahlen, welche eine abſolute Richtigkeit nicht beanſpruchen, 
gewähren jedoch immerhin ein anſchauliches Bild von der unges 
faͤhren Geſammthöhe der aufzubringenden Leiſtungen. 

Aeußerſt heikle, und noch durchaus nicht genügend klargeſtellte 
Fragen ſind nun aber die nach der Vertheilung der Geſammtleiſtungen 


auf die einzelnen Gewerbe, und nach der Belaſtung des einzelnen 
Arbeiters. Für die erſtere iſt kein geeignetes Material vorhanden; 
es fehlt durchaus an einer entſprechenden Lohnſtatiſtik, und hinſicht⸗ 
lich der zweiten hat die Discuſſion über die Principien erſt begonnen. 
Dieſe beiden Fragen ſind nun aber gleichzeitig verſicherungstechniſch 
wie ſocial, und ſie ſind weder nach der einen noch nach der anderen 
Richtung hin ſpruchreif. Bis jene Statiſtik nicht beſchafft, und bis 
dieſe Principien-Erörterung nicht zu einem gewiſſen Abſchluß in den 
Fundamentalfragen gelangt iſt, erſcheint uns eine Einführung der 
obligatoriſchen Arbeiter-Unfall⸗Verſicherung als ein ungenügend vor⸗ 
bereitetes Experiment, vor welchem wir dringend warnen zu müſſen 
glauben. Es kommt wirklich gar nichts darauf an, ob die Entſcheidung 
noch einige Jahre verſchoben wird, aber ſehr viel, ob die maß— 
gebenden Principien erſchöpfend geprüft ſind.“) 

„Was praktiſch nicht durchführbar, das ift theoretiſch unhaltbar.“ 
An dieſen Satz Wagner's knüpfen wir wiederum an. 

Aus der oben genauer dargelegten Natur der Verſicherung 
ergiebt ſich, daß fie neben den fie objectiv charakteriſirenden Mo- 
menten auch ein ſubjectives in ſich trägt, welchem gegenüber eine 


) Die Franzoſen geben uns ein vortreffliches Beiſpiel, wie weit die Uns 
fallverſicherung, ſelbſtredend nur als Priva tinduſtrie, ausgedehnt werden 
kann; wir reproduziren deshalb nachſtehende Mittheilung einer Fachſchrift: 

In den Proſpekten und Inſeraten der Franzöſiſchen Geſellſchaften 
finden wir: 

1. die Verſicherung der Arbeitgeber gegen Haftpflicht; 

2. die Verſicherung der Arbeiter durch den Arbeitgeber gegen Unfälle 
im Beruf, haftpflichtige wie nichthaftpflichtige; 

3. eigene Verſicherung der Arbeiter gegen Unfälle im Beruf; 

4. dieſelbe gegen Unfälle auch außerhalb des Berufs; 

5. die individuelle Verſicherung von Perſonen jeden Standes und 
Berufs gegen Unfälle zu jeder Zeit und an jedem Ort; 

6. die Verſicherung der Sicherheits- und Douane-⸗Beamten gegen Uns 
fälle im Dienſt; 

7. desgleichen der Forſtbeamten; 

8. desgleichen der Feuerwehren; 

9. die Verſicherung von Militairperſonen gegen Unfälle beim Ererciren 
und Mandvriren; 

10. die Reiſeverſicherung für Paffagiere jeden Standes; 

11. dieſelbe für das Transport-Betriebsperſonal; 

12. die Verſicherung von Pferden und Wagen. 
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iſt. Das Vorhandenſein dieſes ſubjectiven Moments zu erkennen, 
erfordert eine nur durch langjährige Uebung zu gewinnende Erfah— 
rung, der ſich eine, faſt möchten wir jagen, inſtinetive Begabung 
zugeſellen muß. Dieſes ſubjective Moment läßt ſich am wenigſten 
durch Beantwortung formularmäßiger Fragen, durch die Ausfüllung 
von ſchablonenhaften Antragsbogen erkennen. Bei der Güterverſicherung 
muß eine Beaugenſcheinigung, bei der Perſonenverſicherung eine Prüfung 
„des Herzens und der Nieren“ vorangehen. Solche Prüfungen 
vorzunehmen, iſt aber ein Staatsbeamter, der nur nach ſeinem 
Regulativ handelt und handeln darf, außer Stande. Wagner will 
nun eine ſolche Prüfung überhaupt nicht, ſondern er will allge— 
meinen Zwang zum Beitritt, nicht nur in der Feuer- ſondern auch 
in den übrigen Zweigen der Sachverſicherung und in der Lebens— 
verſicherung. 

Bleiben wir zunächſt bei der erſteren ſtehen. 

Durch den allgemeinen Beitrittszwang wird das in der frei— 
willigen Verſicherungsnahme Seitens des Publikums liegende ethiſche 
Element der Verſicherung einfach eliminirt. Die Erfahrung hat tauſend— 
fältig bewieſen daß die Verſicherung gegen Feuersgefahr — wie über— 
haupt gegen alle möglicherweiſe von Menſchen ſelbſt herbeizuführende 
Gefahr — die Verſuchung zur Spekulation, zur widerrechtlichen 
Bereicherung in ſich ſchließt und aus dieſem Grunde iſt der 
Verſicherungsvertrag immer als ein contractus bonae fidei im 
eminenten Sinne aufgefaßt worden. Die Erkenntniß, daß öffent— 
liche Beamte zur Auffindung des Vorhandenſeins ſolcher verbreche— 
riſchen Verſuche unfähig ſeien, hat die Preußiſche Regierung bereits 
im Jahre 1831 voll und klar beſeſſen. Sie ſagte darüber in der 
Denkſchrift, mit welcher ſie den, den Provinziallandtagen zur Begut— 
achtung vorgelegten Geſetzentwurf über das Mobiliar-Feuerverſicher— 
ungsweſen begleitete, wörtlich Folgendes: 

„Den Gedanken, für die Mobiliar-Verſicherungs-Gegen⸗ 
ſtände ähnliche öffentliche und gegenſeitige Societäten, wie für 
die Gebäude, zu bilden, muß man aufgeben; denn abgeſehen 
davon, daß die Sicherſtellung der Mobiliar-Vermögensſtücke 
vor Feuersgefahr kein ſo allgemeines öffentliches Intereſſe hat, 
wie diejenige der Gebäude, ſo iſt auch rückſichtlich der Ein— 
ſchätzung der zu verſichernden Gegenſtände, ihrer Erhaltung, 


des Nachweiſes des Eigenthumsrechts und feiner Fortdauer, 
des Nachweiſes ihrer Vernichtung durch Brand u. ſ. w. und 
der vielfach dabei möglichen Betrügereien und Simulationen, 
die Ausführung ſo großen inneren Schwierigkeiten unterworfen, 
daß ſich von einer ausgedehnten öffentlichen Verwaltung jeden- 
falls kein gedeihlicher Erfolg erwarten ließe; ſie kann nur 
in der Privat-Induſtrie gedeihen und muß dieſer ſchon über- 
laſſen werden.“ 

Trotzdem vindicirt Wagner nicht nur den öffentlichen Societäten 
den Beruf, auch die geſammte Mobiliarverſicherung zu übernehmen, 
was er vielleicht unterlaſſen hätte, wenn ihm bei Abfaſſung ſeiner 
Schrift jene Anſicht der Staatsregierung bekannt geweſen wäre, ſondern 
er führt dafür noch ein ganz eigenthümliches, das Schiefe ſeiner 
ganzen Auffaſſung dieſer Frage in grellſtes Licht ſtellendes Moment 
ins Gefecht. 

Er ſagt nämlich: man entgehe damit den außerordent⸗ 
lichen Schwierigkeiten einer Regelung des Verwaltungsrechts der 
privaten Verſicherung. Wenn wir davon abſehen, daß dies kein 
volkswirthſchaftliches Moment iſt, und daß es in das ſocia— 
liſtiſche Syſtem ebenſogut als in jedes andere paßt, weil es eben 
lediglich eines der Opportunität iſt, ſo müſſen wir es doch ent⸗ 
ſchieden als völlig unwiſſenſchaftlich und unſtaatsmänniſch bezeichnen, 
einen verwickelten — übrigens keineswegs ſo verwickelten Knoten, wie 
Wagner meint — einfach durchhauen zu wollen, ſtatt die Löſung auf 
dem freilich ſchwierigen, aber durchaus nicht abſolut ungangbaren Wege 
der allmähligen Entwirrung zu ſuchen. Wem freilich der gute Wille 
dazu fehlt, wer meint, einfach durch die ſchreiende Ungerechtigkeit 
einer gänzlichen Depoſſedirung der Privatgeſellſchaften das vorhan⸗ 
dene Uebel beſeitigen zu ſollen — dem gegenüber iſt eine rein ſach⸗ 
liche Discuſſion unmöglich, denn er führt die Sprache eines Partei⸗ 
Agitators, keines wiſſenſchaftlichen Forſchers. 

Was die übrigen Zweige der Sachverſicherung anlangt, von 
denen Wagner zunächſt für die Ueberführung der Hagel-*) und der 


) Es mag bei dieſer Gelegenheit noch daran erinnert werden, daß im 
Laufe dieſes Sommers die bayeriſche Regierung eine Enquete über die Mög⸗ 
lichkeit einer obligatoriſchen Hagelverſicherung hat anſtellen laſſen, und daß 
deren Reſultat ein durchaus negatives war. Das General-Comité der 


Vieh⸗Verſicherung in öffentliche Verwaltung mit Beitrittszwang 
plaidirt, während er für die Transport-, namentlich aber für die 
See⸗Verſicherung ein ſolches Bedürfniß noch nicht als dringend an— 
erkennt, ſo gilt hier im Weſentlichen daſſelbe, wie von der Feuer— 
verſicherung. 

Endlich geht Wagner auf das Gebiet der Lebens-Verſicherung 
über, wo er die gleichen Forderungen wie für die Sachverſicherung 
ſtellt, ohne irgend einen ſpecifiſchen Grund gerade für dieſe Branche 
beizubringen. Alles, was wir ihm dort entgegengehalten haben, 
gilt alſo auch für dieſen Zweig. Die „Auswahl der Riſiken“ iſt 
ihm auch hier eine Ungerechtigkeit, die er durch die — doch 
viel größere — ausgleichen will, daß er die Geſunden für die 
Kranken mitbezahlen läßt; d. h. alſo — die Tarife müſſen erhöht 
werden, und die Einzelnen ſich mit geringeren Verſicherungs— 
ſummen begnügen. Um wie viel das eine oder das andere geſchehen 
müßte — darüber fehlen ſtatiſtiſche Unterſuchungen gänzlich. Wag- 
ner ſelbſt ſchweigt darüber, wie er ſich die practiſche Ausführung 
denkt. Gerade das aber wäre doch das wichtigſte geweſen, wenn 
ſchon er in dieſer Monographie nur „principielle“ Erörterungen 
geben wollte, d. h. nach unſerer Auffaſſung: Theorien ohne Inhalt. 


Wir bleiben alſo den letzteren erwartend. So lange ſind jene 


werthlos. 


Nur eine Frage wollen wir an ihn ſtellen: woher ſoll der 
Arme überhaupt die Mittel nehmen, ſelbſt nur die geringſte Lebens— 
verficherungs-Prämie zu zahlen? Wagner könnte uns vielleicht mit 
dem Hinweis auf die engliſche Lebensverſicherungs-Geſellſchaft 
Prudential antworten, welche jährlich mehrere Millionen Policen 
ausfertigt (zu 5 und 10 Pfund Sterling), und uns ſagen: wenn 
die engliſchen Arbeiter im Stande ſind, dafür die Prämien auf⸗ 
zubringen, ſo ſind es die deutſchen auch, und damit wäre der 
practiſche Beweis für die Durchführbarkeit meiner Theorie geliefert! 
Dem müßten wir denn Folgendes entgegnen: 


landwirthſchaftlichen Vereine hat nämlich dem Miniſterium die Erklärung 
abgegeben, daß das Project zur Zeit unausführbar ſei. — Wir halten es aus 
inneren, in der Natur des Gegenſtandes ſelbſt liegenden Gründen überhaupt 
für unausführbar. 
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erſtlich, werden bei der Prudential die Leben ebenſo ausge— 
wählt, wie bei jeder anderen Verſicherungs-Geſellſchaft; 

zweitens, iſt die Verſicherung eine freiwillige und der 
Arbeiter, der die Prämie nicht weiter zahlen kann, muß die 
Police fallen laſſen, wenn ſie noch nicht rückkaufsfähig iſt. 
An einen allgemeinen Zwang zum Einkauf denkt im prac⸗ 
tiſchen England Niemand — und vernünftiger Weiſe ſollte 
das in Deutſchland auch Niemand thun! 


Wir wieſen im Eingange dieſer Schrift dem Staat die Auf- 
gabe zu, in drei Fällen ſelbſtſtändig in die Induſtrie einzugreifen, 
nämlich: 

erſtens, wenn die Privaten es nicht können; dieſen Fall hat 
Wagner den offenkundigen Thatſachen gegenüber nicht als vorhan— 
den zu behaupten gewagt; 

zweitens, wenn ſie es nicht ſollen; dieſer Streitpunkt, ob das 
Verſicherungsweſen Regal werden ſoll, bildet den Gegenſtand der 
vorliegenden Blätter; wir glauben, daß Wagner den ihm obliegen- 
den Beweis von der Nothwendigkeit einer ſolchen Veränderung des be— 
ſtehenden Zuſtandes nicht geführt hat, vielmehr beweisfällig ge— 
blieben iſt; 

drittens, wenn ſie es nicht wollen; ganz verſteckt in einer 
Anmerkung (S. 47) bringt Wagner als einzigen Beweis für das 
Nicht⸗Wollen der Privat⸗Verſicherungs-Geſellſchaſten, die im vorigen 
Jahre angeblich nothwendig gewordene Gründung eines Brand⸗ 
verſicherungs-Vereins Preußiſcher Forſtbeamten. Es iſt, um dieſe 
Bemerkung richtig zu würdigen, nothwendig, die Geſchichte dieſer 
Gründung kurz zu berühren. 

Am 12. December 1879 erließ der inzwiſchen verſtorbene 
Oberlandforſtmeiſter von Hagen ein Circular an ſämmtliche könig⸗ 
liche Oberförſter, in welchem er mittheilte, daß von vielen Forit- 
beamten der Wunſch geäußert ſei, daß durch Errichtung einer 
gegenſeitigen Brand» und Vieh⸗Verſicherung es allen Forſtbeamten 
ermöglicht werde, vor den Verluſten dieſer Art ſich zu bewahren. 
Zu dieſem Behufe habe er nun zunächſt für einen Brandverficher- 


ungd= Verein das erforderliche ſtatiſtiſche Material geſammelt. 
Daraus ergebe ſich, daß zu Anfang 1879 
verſichert waren: nicht verſichert waren: 
Oberförſter 624 64 
ter.. 2145 1202 
Waldwärter, Forſtwärter 585 1088 


zuſammen .. 3354 2354 

„Sehr viele Forſtbeamten, ſagt der genannte hohe Beamte 
dann wörtlich weiter, werden alſo noch immer von Verluſten be— 
droht, welche ihre ganze Exiſtenz gefährden. Daß ſie hiergegen 
ſich nicht verſichert haben, kann nur darin beruhen, daß 
ſie die Blase nicht genügend würdigen, oder daß ſie 
wegen der mit Erlangung einer Verſicherung verbundenen 
Weiterungen und wegen Forderung zu hoher Prämien 
ſich zur Verſicherung nicht entſchließen.“ 

Der Gründer des neuen Gegenſeitigkeitsvereins conſtatirt 
zunächſt durch ſeine Zahlenangaben die Thatſache, daß bei weitem 
mehr Forſtbeamte verſichert, als nicht verſichert ſind. Er iſt weit 
entfernt davon, die Urſache der letzteren, negativen, Thatſache in 
einer prineipiellen Abſtinenz der Verſicherungsgeſellſchaften — 
wofür er eben keine Beweiſe hätte ſchaffen können — zu ſuchen; 
findet dieſelbe vielmehr in der Negligenz der Beamten ſelber. 
Wie kommt alſo Wagner dazu, eine entgegengeſetzte Urſache für 
dieſe Gründung als vorhanden anzunehmen, und die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften eines Verfahrens zu beſchuldigen, deſſen ſie ſich erſtlich 
keineswegs generell ſchuldig gemacht haben, und das zweitens, wenn 
ſpecielle Fälle wirklich beigebracht werden könnten, doch erſt auf 
jeden einzelnen behaupteten Ablehnungsfall hin geprüft werden 
müßte!? 

Doch genug von dieſem angeblichen „Nichtwollen“ der Privat- 
geſellſchaften. Es iſt charakteriſtiſch für den Angreifer, wie für die 
Angegriffenen, daß er nichts weiter gegen ſie vorzubringen ver— 
mochte, als dieſe minimale Förſterverſicherung! 
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